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D 30408 - 6/84 Greifswald, deri 4. 2. 1984 

Im Amtsblatt Nr. 2/84 haben wir das Pfarrerdienst­
rechtsausführungsgesetz der EKU SO\Yie das Kirchen­
gesetz unserer Landeskirche zur Durchführung des 
Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der Evangelischen. 
Kirchen in der DDR vom 28. September 1982 abge­
druckt. Durch Beschluß des Rates der Evangelischen 
Kirche der Union - Bereich DDR - vom 6. 1.1984 und 
der Konferenz der Kirchenleitungen vom 7, 1. 1984 wur­
den das Pfarrerdienstrecht des Bundes und<das Pfar­
rerdienstrechtsausführungsgesetz der EKU mit Wir-
kung vom 1.' April 1984 in Kraft gesetzt. . 
Wie bereits ·angekündigt, drucken wii- nachfolgend das 
Pfarrerdienstgesetz des Buhdes ab, wobei das Pfarrer­
dienstrechtsausführungsgesetz der EKU sowie ·das · 
Durchführungsgesetz für unsere Lan,deskirche einge­
arbeitet wurden. 
Weiterhin haben wir Anmerkungen eingearbeitet, die 
den praktischen Gebrauch erleichtern sollen, insbeson­
dere Begriffsbestimmungen .und Zuständigkeitsregelun­
gen gern. §§ 1 bis 5 Pfarretdienstrechtsausführungs-
gesetz der EKU. · · 

Harder 

Pfarrerdienstgesetz 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 

Deutschen Dem()kratischen Republik · 
Vom 28. September 1982 

. eingearbeitet: 
. Kirchengesetz 

der Evangelischen· Kirche der Union zur Ausführung 
des Pfarrerdienstgesetzes des Bundes der Evarigelischen · 
Kirchen in' der Deutschen Demokratischen Republik 
(Pfarrerdienstrechtsausführungsgesetz) vom 4. Juni 1983 
(abgekürzt Hdr AG· EKU) 
sowie 
Kirchengesetz zur Durchführung des Pfarterdienstge­
setzes des Bundes ... vom 6. November 1983 · 
(abgekürzt PfdrDG Greifswald) 

Inhaltsverzeichnis 
Abschnitt I: Grundbestimmungen 
§ l Geltungsbereich 
§ 2 Dienstverhältnis 
§ 3 Schutz. und Fürsorge 

Abschnitt II: Begründung des Dienstverhältnisses 
§ 4 Grundsatz 

D. Freie Stellen . 

E. Weitere Hinweise 
Nr. 2) Luther-Akademie 1984 

F. Mitteilungen fllr den ki.rchlichen Dienst 
Nr. S) Aufruf des Giistav-Adolf-Werkes 

zum Allgemeinen Liebeswerk 1984 

Teil l: Diensteignung 
§ 5 Voraussetzungen 
§ 6 Persönliche Eignung. 
§ 7 Gesundheitliche Eignung 
§ 8 Ausbild11ng 
§ 9 Zuerkennung 
§ 10 Verlust und Wiederzuerkennung 

Teil 2: Ordination 
§ 11 Bedeutung, Voraussetzungen und Vollzug der 

Ordination 
§ 12 VerJust der in der Ordination begründeten 

Rechte 
§ 13 Wiederzuerkennung der in der Ordination 

begründeten Rechte . · 

32 

32 

Abschnitt III: Begründung des Dienstverhältnisses und 
Eintritt in den· Dienst 

§ 14 Berufung 
§ 15 Entsendung 
§ 16 Ubertragung 
§ 17 Nichtigkeit und Rücknahme 

Abschnitt IV: Der Dienst des Pfarrers 

Teil l: Bezieh'1ngen des Dienstes 
§ 18 Pfarrer und Gliedkirche 
§ 19 Visitation 
§ 20 Pfarrer und Gemeinde 
§ 21 Zusammenarbeit zwischen Pfarrern und mit 

anderen Mitarbeitern ·· 

Teil 2: Gestaltung des Dienstes 
§ 22 Verhalten des Pfarrers 
§ 23 Beichtgeheimnis und seelsorgerliche 

Schweigepflicht 
§ 24 Dienstverschwiegenheit 
§ 25 Weiterbifdung 
§ 26 Besonder~ Bestimmungen für die Gestaltung 

des Dienstes 
§ 27 Anwesenheit im Dienstbereich . 
§ 28 Vertretungsdienste 
§ 29 tlbertragung zusätzlicher Aufgaben 
§ 30 Freiwillige Ubernahme zusätzlicher Aufgaben 
§ 31 Übergabe dienstlicher Unterlagen 
§ 32 Freistellung für einen anderen Dienst 
§ 33 Freistellung vom .Dienst au.s Persönlichen 

Gründen 
§ 34 Erholungsurlaub 
§ 35 Dienstunfähigkeit wegen Krankheit 
§ 36 Besoldung und Versorgung 

· § 37 Dienstwohnung 
§ 38 Ehe des Pfal'rers 
§ 39 Ehescltließung des Pfarrers 
§ 40 Ehescheidung des Pfarrers 



18 Amtsblatt Heft 3/4 / 1984 

' f ' ,.'. • ' 
§' 41 Personalakten und .6eliandlµ.ng von Beschwerden 
§ 42 Re~htssQbutz. · ·· . 
. ·.. ( .i~. ; .· . .. ·.·· .·•·.... ·. . . 
Teu:~:··Dienst ip besond.WenAufg~beJlbereicben 
§ 43 .. · Dienst. lri .aUgemeiJlkirchliclten·· Aufgaben 
§ .:44. Dienst in lkfrcblichen Ag~talten und. Werken 

• \ ,• •• ' ! "' " ' 

Abschnitk V:· Dienstaufsicht und . Pftichtv.erletzungen 
§ 45 Diensta1:1tsicht . . 
·§ .46 ~ehrbeanstandung· 
§ 47 Dienst.Pflichtverletzung 
§ 48 .Schadenersatz .. · 
§ 49 Schuldhaftes .Fernbleiben volt\ Dienst 
§, .50 Erledigung rüd<ständig.er• Verwaltungsaufgaben 

Abschnitt .. VI: Veränllerurll!'.en· des · Dienstverliäl.tnisses 

'.)1eil 1: Pfarrs~Jlen~echsei . 
§ 51 Allgemei'nes · · ·· · 
§. ~2 Bewerbung u~ ei.ne a,nd~re Pfarrst.elle 
§ 53 Rat .zum Wechsel der Pfarrstelle 
§ 54 Ruf. in eine .andere Pfarrstelle. 

Teil 2: Versetzung aus der. bisherigen.:Pfarrstelle 
§ 55 ·. V~rsetzüllg wegen Aufhebung Oder Stilliirung 

eii1er ffarrstelle . . . . . . 
§ 56 Versetzllng aus gesundheitlicl.ten Gründen 
§ 57 Versetzung aus anderen dienstUChen: Gründen: 

Teil '3: W:~rtestand und: R~he~t~ria · . 
§ 58 w ar.testand 
§ 59· RechtsfOlgen. des Wartestandes 
§ 60 Ende des Wartestandes 
§ 6l Ruhestand 
§ 62 Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze 
§. 63. Ruhestand wegen Krankheit 
§ 64 Rechtsfolgen des Ruhesta11des 

Ab'schnitt VII: Beendigung des• Diens~verhältnisses 
§ 65 Entlassurig aus dem [){~äst · 
§ 66 4.usscheiden aus dem I>ienst 
§ 67 EntterJ)ung au:s dem. Dienst · 

Absebnitt VIII: Besondere Bestimmungen 
§ 68 Mitarbeiter im Pfarrdienst 
§ • 69 Dienstverhältnis bei Teilb'escbitftigung 
§ 70 'Nebenberuflicher und· ebrenairitlicher Pfarrdienst 

Abs.chhitt IX: Ubergangs• und Schlußbestimmungen 
§ 71. Inkrafttreten 
§ 72 Uberleitungsbestimmungen . 
§ 73 Ausführungsbestimmurtgen 

anschließend:· 

/ 

§ 8 PfdrDG Greifswald Pastorin ·im'. Angestelltenver­
hältnis 

l 9 PfdrDG Greifswald 

· Abschnitt I 

Grundbe~timinunge0 

fi. ' '; 

Geltungsbereich 

(1) Dieses. ~irclieng~setz ' regeit . das. Dieristver)lältnis ( 
der Pfarrer im Dienst tler. Glie4kirchen, des Bundes der 
Evangelischen Kir.eben, der. Evangelischen Kirche 'der. 
Union urid der Vereinigte11 EvallgeUsch-Lutherischen 
Kir()lle in der Deutsc)len Deniokratisdien· Repüblik. 

(2) Pfarrer im Si0ne .tiese~ Kif.chtingesetzes 11ind unbe­
schaclet ihr.er Dienstbezeichnung.. alle .Män.ner und 
Frauen, die in einen Dienst ~ach deµ Bestimmungen 
dieses Gesetzes berufen .worden sind. 

hierzu§ 7 PfdrAG EKÜ: 
Dienstbezeicl).nung 
Soweit natji gliedltirch:Ücliem Recht nicht mit einer 
Pfarrstelll'! durch Herkommen .oder besondere Regelung 
eine andere Di'eristbezeiChnung' verbunden ist, tragen 
Männer die Dienstbezeichnung Pfarrer, Frauen die 
DienstbezeiChnung Pastorin. · 

§ 2 
Dien!jltv~rhältnis 

(1) Das Dienstverhältnis des Pfarrers wird begründet 
und begrenzt dui;cll den Auftrag, de11 die Gemeinde 
Jesu Christi von ihrem Uer.fll· erhalten hat. Innerhalb 
dieses ,Auftrages ·ist der. b~sol1dere. Dienst des Pfarrers 
die öffentliChe Verkündigung\ des Wortes Gottes und 
die Verwaltung v(ln Taute und Abendnia,hl im Gehor­
sam gegen Gott. ·Dazu wird der· Pfarrer. ordhtiert .• 
(2) Das Dienstverhältnis des Pfatrer~ i~t eiii "kirchen­
gesetzlich · geregeltes Dienst- und Treueverhältnis, das 
aut Lebenszeit begründet ist. 

§'3 

Schutz und Fürsorge 
(1) Die Kirche. gewährt dem Pfai;rer ~chutz in sfinem 
Dienst und in> seiner. Stellung. als Pfarrer. 
(:,3) Das Dienstverh,ältnis. begründet das Recht des Pfar­
rers · auf Fürsorge und Lebensunterhalt für sich und 
seine Familie. „ 

Abschnitt II 
Voraussetzungen fm ~ie .. Begrul1dung des Dienstver­
hältnisses 

,§ 4 
Grundsatz 

(1) .voraussetzungen·.für die Begründung .des Dienst­
verhältnisses·. ais Pfarrer siild'. d~e Dienf!lteignung und 
die Ordination:~· . . 

· (2) Aus der Diensteignung ul)d der Ordina;tion ergibt 
sich kein Anspr~cli auf BerufUl)g zum Pfarrer. 

Teil 1 
Dienstejgnung 

§ 5 

Voraussetzungen 
Die Zuerkennung der J)iensteignung setzt voraus: 
a) erkennbar.e . Bereitschaft und persönlich~ Eignung 

zum Dienst der Verkündigung des Evangelh1ms (§ 6), 
b) gesundheitliche Eignung.(§ 7), 
c) eine abgeschlossene theoll:lgische . Ausbildung (§ 8), 
d) die Bereitschaft, sich ordirtieren zu lassen. 

§ 6 
i>ersqnliche. ·Eignung 

Die Die,nsteignung , J#li~n dem ~ue,rkannt , werden, der 
sich im Glauben .. fJ~· .4.a!I. Eva1;1gelium ge~µ~(len weiß, 
am ·Leben der christlichen (Jemeinde teilnimmt, voll­
berechtigtes Glied eiqei„ Glied~frche ·des Bundes . ist 

.und dessen Person, Gaben und J,ebensführung ihn für 
den Dienst der Verkündigung des Evangeliums geeig-
1net erscheinen·Jas~en~ 

§ 7 

G~sundhei.tliche .Eignung 
(1) Die. Diensteignung kann dem zuerkannt werden, 
der von physischen und psychischen Schäden frei ist, 
die ihn an der Ausübung des Dienstes als Pfai:-rer hin­
dern wür!len. 
(2) Der BeWeJJ.ber hat ein Gesundheitszeugnis vorzu­
legen. Die Vorlage eines vertrauensärztlichen Gutach­
tens kann angeordnet werden. 

\J 
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_ (3) · Aus11ahmen 'von Absatz 1 können zugeliissen wer­
den, wenn für den Bewerber ein augemesstiner Dienst 
gewährleistet .ist.,.,. 

§ 8 

Ausbildufg . 
(1) Die. Diensteignung kann dem zµerkannt werden, 
dessen theofogische Ausbildung abgeschlossen ist. Dazu 
gehört eine Ausbildung· nach Absatz 2, .die Teilnahme 
am Vorbereitungsdienst und die Al>iegui,tg der zweiten 
theologischen Prüfung (Dj.enstel'gnungsprüfung). 
(2) Als theologische Ausbildurig werden' anerkannt: 
a) die Ausbildung an einer1 akademisch-theologischen 

Ausbildungsstittte, die mit der ersten theologischen 
Prüfung oder· einer ·~elitsprechenden Abschlußprü­
fung nach Maßgabe 1 der1 kirchlichen Ausbildungs­
vorschriften iibgesClilossen worden ist,. 

b) die Ausbildung an.'. einer Predigel'.schule oder einer 
entsprechenden Aui;;h~ld\lngsstätte, .die mit der er­
sten Prüfung. iibge!icltlossen worden 'ist. 

(3) Im Einzelfall1,~~nn.;eine theolpgische Au!ibildung an 
der Ausbildungsstätte ei.ner anderen Kirche ·oder. Kir­
chengemeiqsCha~t , oder können Abschn(tte einer. sol­
ch.en Ausb*lung .a~erkannt werden, wenn sie einer 
der in Abslitz. ,2 liesdlriebenen Ausbildungen gleichzu­
setzen sind. :Pi~ ~nerkennung ist von~einer besonderen 
Z,Ul"üstµng . :Sowie . von ~incr .. Prüfung, einem Kolloqui­
um oder d.nem 't:lbernahmegespräc11 abhängig. 
(4(Der Vorbereitu~gsdi~nst kai)n"' erlassen oder ver­
kürzt werden, wenn· 'eine praktische Bewährung im 
Gemeindedienst vorliegt. 
(5) Die Anerkennung anderer Ausbildungswege regelt 
sich naclt den Vorschdften, die die Gliedkirchen im 
Rahmen der Bestimmungen des § 68 für ihren Bereich 
erlassen können. ' 
Zuständig für Entscheidungen gern. Abs.~und 4: Kon­
sistorium 

§ 9, 

Zuerkennung 
(1) 'Ober clie Zuerkennung der Diensteignung entschei­
det auf Antrag des Bewerbers die niich gliedkirch­
lichem Recht zuständige Stelle. Die· Entscheidung soll 
unverzüglich nach· Abschluß der Ausbildung getroffen 
werden. 
Zuständige Stelle gern. Abs. 1: Kirchenleitung 
(2) 'Ober die· Zuet'kennung der Diensteignung wird eine 
Urkunde ausgestellt. · 
(3) Die Zuerkennung der Dlensteignung wird von allen 
Gliedkirchen nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Kirchengesetzes anerkannt. 

§ 10 
Verlust und Wiederzuerkennung 

(1) Die Diensteignung geht bei Verlust der in der Or­
dination begründeten Rechte verloren. 
(2) Die einem .Niclttordinierten zuerk;mnte·. Diensteig­
nung geht verloi;:en, wenn Tatbestände festgestellt wer­
den, die bei einem Ordinierten ·die Anwendung des 
§ 66 oder des § 67 zur Folge hätten. 
Zuständig für Entscheidungen gern. Abs, 2: Konsistori­
um 
(3) Die .Diensteignung kann überprüft und ihr Fortbe­
stehen vom Ausgang eines Kolloquiums abhängig ge­
macht werden, wenn,von ihr fünf Jahre l~ng kein Ge-
brauch gemacltt worden ist. · 
(4) Bei Verlust der Diensteignung ist die' Urkunde an 
die zuständige Stelle zurücmugeben. · 
Zuständige Stelle gern. Abs. 4: Konsistorium ., 1 

(5) über einen Antrag ·auf Wiederzuerkennung der 
Diensteignung wird von der zuständigen Stelle nach 
Maßgabe des § 5 dieses Gesetzes entschieden. 

Teil 2 
Ordination 

§ 11 

Bedeutung, Voraussetzungefl, und Vollzug 
der Ordination 

(1) In der Ordination zum· Pfarrer erteilt die Kirche . 
im Vertrauen auf Gottes Verheißung den Auftrag zur 
öffentlichen Verkündigung des Wortes .Gottes und zur 
Verwaltung von Taufe· und Abendmahl. Dem Ordinier­
ten ist Verantwortung dafür übertragen, 'daß alle Ver­
kündigung iJi der Gemeinde durch das 'Evangelium be­
stimmt b·leibt und die Einheit des Volkes Gottes er­
kennbar wird. 
(2) Die Ordination . setzt die .Dienste~gnu,ng und .. in der 
Regel· die Absicht, ein Dienstverhältnis· als Pfarrer zu 
begründen, voraus; 
Sie ist vom Ordinanden zu beantraken und soll im 
engen zeitlichen Zusammenhang mit· der Berufung ste­
hen. 
(3) Vor, der Ordina~ion ist mit d.em Ordina.p.den ein 
Gespräch über die Bedeutung und die Voraussetzungen 
der Übernahme des Dienstes als Pfarrer zu führen. 

· (4) Mit der ()rdination ist eine Lehrverpftichtung ver­
bunden, deren Inhalt, Form und Geitung sich naCit. 
dem Bekenntnis und .dem Recht der Gliedkirche' rieb• 
tet. 
hierzu § 8 PfdrAG EKU: 
Lehrverpflichtung· · 
(1) Der Ordinand hat in. seinem Antrag auf Ordination 
schriftlich zu erklären, welche Bekenntnisbindung er 
eingehen will. Die. Erklärung ist zu begründen. Die 
Bekenntnisbindung ih der Ordination schließt die Ver­
pflichtung ein, die in der Gemeinde geltenden Bekennt­
nisse zu achten und auf ein Wachsen in der 'Einheit 
des Bekennens hinzuwirken. 
(2) GliedkirchÜche Bestimmungen, nach denen für die 
Ordination eirie bestimmte Bekenntnisbindung vorge­
schrieben .ist, bleiben unberührt. 
sowie § 1 PfdrPG Greifswald: 
In der Evangelischen Landeskirche Greifswald erfolgt 
die Ordination in der Bekenntnisbindung; die der Kir­
chenordnung entspricht. Die Erklärung zur Bekennt­
nisbindung wird im Zusammenhang mit dem Ordina-
ti~nsgespräch abgegeben. · 
(5) Die Ordination wird in einem öffentlichen Gottes­
dienst nach der. geltenden Ordnung vollzogen. 'Ober de„ 
Vollzug wird eine Niederschrift gefertigt. Der Ordi­
nierte erhält eine Ordinationsurkunde. 

§ 12 
Verlust der in der Ordinatt~n begründeten Rechte 

(1) .Der durch die· Ordination erteilte Auftrag und tlie 
dadur.clt ,begründeten Rechte gehen verl.oren, wenn der 
Ordiniei:te 
a) scltrlftlich. gegenüber der zuständigen Stelle .den 

Verzicht erljlärt und diese ihn annimmt, 
Zustärtd~ge StEi~le gern . .Abs. 1 a): Kirchenleitung 
b) aus .deiq Diehst entlassen wird (§ 65), 
c) aus dem Dienst. ausscheidet (§ 66), 
d) aus deiµ Dienst eli~f!lrnt wir!! (§ 67). 
(2) Mit dem Verlust der· in der Ordination begründe­
ten Recltte 1 geht.· das R.echt zur öffentlichen Verkündi­
gung des Wortes Gottes und zur Verwaltung von Ta,ufe 
und Abendmalil einschließlich des Rechts zum Vollzug 
von Amtshandlungen verloren. zugleich erlischt das 
Re.cht 'zum Führen der Dienstbezeichnung· und etwaiger 
kirchlicher Titel sowie zuni Tragen . der kirchlichen 
Dienstkleidung. 
(3)' Im ~alle des. Absatzes 1 Buchstabe b) kann auf 
Antrag unter Vorbehalt des Widerrufs. das Recht zur 
öffentlichen Verkündigung des Wortes Gottes und zur 
Verwaltuµg von Taufe u11d Abendmahl einschließliclt 
des Rechts ·zum Vollzug von Amtshandlungen belassen 
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werden, wenn .ein . Dienst. ·in. der .Verkündigung, der 
evangelischen UJJ.terweisung .oder cler theologischen 
Lehre übernommen wird. pas gilt auch, vvenn ein sol­
cher Dienst ehrenamtlich ausgejibt ~wird. Es kann auch 
gestattet werden0;die bis~~rige Dienst}>ezeichnung mit 
dem Zusatz „au.Qer. Die.nst'' und etwajge kirchlich.e Ti­
tel weiter z11 f·ÜJlren· 11owie die ,kirchliche Dienstklei­
dung zu· ·tragen,, per Antrag i.st .schriftlfch mit dem 
Entlassungsanti;ag ~u stellen 11'1d z11 begründen. 
Zuständig für' ·Entscheiclungen gern. Abs. 3: .. Kirchen" 
leitung · · · 
(4) Der. Verlust der in der Ordination begründeten 
lf;echte wirt'I durcll die zuständige Stelle festgestellt 
und dem Betroffenen schri(tlich mitgeteilt. Die Ordina­
ti~nsurkunde ist von,. ibm· zuriicltzugeben. Der. Verlust 
der in .• der ·ordination begl'jip.ileten .Rechte ist in. geeig­
neter Weise bekanntzugeben una den anderen Glied-
lfüchen mibuteifon. . . · 
Zuständige Steile ·gern. Abs .. 4: .Kircilenleitung . " ·'' ' ; ' . "., ,. ·. 

§ ~3. 

Witl'derzuerkennung der. in. der ·Ordin;ition 
· begründeten ite.clite · 

(1). D~e in der Ordination bel:frÜndeten lt.echte können 
wieder ztleti'.annt. werden, wenn d.er betroffene mit 
dem Dienst d'er öffentiidien. ferJfündigung des. Wortes 
Gottes' und der Verwaltung von TaUre und Abendmahl 
erne~t beauftragt werden son: ' · . . 
(2). Zuständig für. die Wiederz11~tJtennung ist.· die Glied­
ldrche, die den Verlust der in.der Ordlnation begrün-
deten aeciite festgestellt hat. . . .. 
(3). Eine andere Gliedkfrche;. die .. zur Wiederbeauftra­
gu,ng des Be,tr~~1enen bereit· ist,. kan:n:. die Jn der Ordi­
nation begrün<!et.en ·Rechte wiederzqerkennen, wen.n, 
die zuständige GUedkirche. njchfwiderspricht. 
(4) Die Ordinatiunsurkunde. ist w.i~der a~szuhändigen 
o.der, falls. dies nicllt. möglißb. ist,. erQeut ausz11stellen. 
Die Wiederz.11ed~enn110,g ist 1Jii· ~ef;ligneter Welse be-. 

, kanntzugeben und dell anderen Glie(lkirchen mitzu­
teilen. 

Abschnitt III 
BegtüJ1dung. des Jliellstverhältnisses 

§ 14 

Beruf11ng.. . . . 
· (1) Das . Qienst~erhält11is .. wird •• durch B.~rufung .. eum 
Pfarrer in ei11ei\ Gliedkirclie, :.,q(l„er eine~ gliedkir(,lb­
lichen Zusammeni;mbl:uß ·. begt~11,det,. Die Berufung ist 
mit der Entsendung in eine .Pf#rstelle oder der tlber-. 
tragung einer Pfarrstelle verbunden. tJber, die Bern~ 
fung wird· eine Urkunde ausgestellt. · 
(2) Mit dem Beginn des •Diehstverhältnisses in einer 
Pfarrstelle erhäl·t der ·Pfarrer '"Dienstl>ezüge, ·Für den 
Dienstantritt sowie die Entstehung des Anspruchs auf 
Dienstbezüge· und:· der· Anwartschaft auf· Versorgung 
k~nn .durch .die Gliedkirche 'ein früherer Zeitpun~t 

jestgesetzt w~rden. · "· · 
,Zust&ndig ·für.· Entscheidungen gern. Abs. 2: ·· Konsisto-
rium . 
(3) D.er Pfarrer .wird bei der 'Begründung des Dienst• 
ver,hältnisses . auf .die gewissenhafte. Einhaltung ·der 
kirchlichen. OclllJungen und .. die. Erfüllung seiner Ob­
liegenheiten; vetpftichtet. 

§ 15' ' 

E~tsen!lung 
(lj . J.<'ür die ersten drei Dienstjahre wird der Pfarrer 
in eilte Pfarrstelle entsandt. Nach' Abl11,uf der drei Jah- · 
re .kann er .sich um i:liese . oder ·eine. andere Pfarrstelle 

. bewerben. Im Ausnahmefall. kann die zust~ndige Stelle 
von .eilter Entsencl-tlng··al>sehen, d.en Zeitraum der Ent-

' sendung verkürzen nder den Pfarrer. Tor' Ablauf der 
drei Jahre in eine andere Pfarrstelle entsenden. 

(2) Vor der Entsc:mdung sind die aufnehmende Gemein­
de und .der Pfarrer zu hören. 
(3) Der in eine Pfarrstelle entsandte Pfarrer wird in 
einem Gottesdienst der Gemeinde vorgest~llt. 
(4) D,er Entsendungsauftrag ist schriftlich zu erteilen. 
Er kann in· die· Berufungsurkunde aufgenommen wer­
den. Die Entsend11ng wird an dem im Entsendungsauf­
trag bezeichneten 'l'ag wirksam. 
(5) Die Gliedkirchen könne:n. bestimmen, daß statt ei-

. ner Entsendung- sogleich die Übertragung einer von 
der zuständigen .Stelle bestim:filten Pfarrstelle erfolgt. 
hierzu § 2 PfdrAG Gr.eifswald 
(1) Über .die Entsendung beSChJ..ießt das Konsistorium. 
(2) I.nnerhalb des. Entsend~ngs2ie#raurnes ka,nn. d.er mit 
der Entsendung erteilte Auftrag. durch .einen· anderen 
ersetzt werden. '• ·. !.·· 

(3) Im Einverne:hmen mit dem •Pfarrer kann der Ent­
sendungszeitraum verlängert werd~n. 

- § 16 

1 
Vbertragung 

(1) Die tJbertragung einer Pfarrstelle erfolgt nach Maß-
gabe des gliedkiichllchen Rechts. . . 
(2) Die Uberti:liguttg erfolgt in der :Regel ohne.· zeitliche 
Begrenzung, . s,9fel'~ nicht kirchengesetzlidie Bes,tim­
mungen eine tJberJhigung ~uf Zeit vo~sehen. pfarrste1-· 
len; die filr besoritie~e Aufgabenbereiche''errichtefwor­
deri sind; können: einem , ·Pfarrer für· eine begrenzte 
Zeit übertragen w.erden~ Der Zeitraum soll mindestens 
sechs Jahre. betral§en. 
(3) Der Pfarrer \vird ·in einem öffentlichen Gottes­
dienst eingeführt Er erhält eh:le Urkunde 'iiber ilie 
tJbertragungt~ er. PtarrsfoHe;. · 
(4) .· Die Ufäuniie enthält 
a) den Namen dek Pfarrers, 
b) die zu übertragende Pflltrrstelle„ die allgenieinkirch­

. liehe Qder1 kirclienl~itende Aufgabe, den Dienst in 
einer ..i\nst~it odeJ.' .einem .Werk, 

c) den Dienstsit~, ' 
d) die Dienstbezeicbnung, 
e) den ZeitpunJd .der tJ.bertragung und gegebenenfalls 

deren Befristung~ · 
! 
§ 17 

NiChtigkeit und Rücknahme 
(1) Die Berufung ist von Anfang an nichtig, wenn sie 
von einer unzu$tändigen Stelle . vorgenc;immen oder 
eine andere zwingende VorschriH außer .acht. gelassen 
worden ist. Sobald .der Grund. fÜr die Nichtigkeit be­
kannt wird, .ist die Nichtigke~t unverzüglich, .f.estz11stel­
len und· dem· Betrqtfenen s$riftlich zu· eröffnen. Be­
reits geziihlte Dienstbezüge ~önrie;n belassen werden. 
Zuständig für Entscheidungen gern. Abs. i': Kirchen­
leitung 
(2) Die Berufung kann vo.n der. zuständigen .Stelle zu­
rüc.kgeJ.Jommen werdeq, wen? festgestellt wird, daß sie 
auf unredliche . Weise zust~nde gekommen lst. Die 
Rücknahme ist de~ Betroffe~e~ sChriftfi~ mitzuteilen 
und zu . begrü.nd~nc Sie . hat die Wirk~itg;' 'daß . das 
'Dienstvei;hältnis• von Anfang an nichtig fs~; Bereits ge~ 
zahlte Dienstbezüge können belassen werden. 
Zuständige Stelle gern. Abs. !k'KirChertleitung 
(3) Die Absä.tze l' und 2 gelten auclt für die Entsen­
dung in eine Pfarrstelle und die Vbertragung einer 
Pfarrstelle.· In diesen Fällen: kann auch die Berufung 
'zurückgenopimen werden. 
(4) Gegen die F'eststellung 'oder Entscheidung kann der 
Betroffene das in den kirchlichen Bestimmungen vor­
gesehene Rechtsmittel einlegen. Die dienstaufsiclitfüh­
rende Stelle kann ·ibm die Vorpahtp.e , dienstljcher 
Handlungen bis. zur· endgültigen Entscheidung unter­
sagen. 
Dienstaufsichtführende 'stelle gern. Ab~. 4: ,Konsisto­
rium 
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(5) Die .Festellung der Nichtigkeit oder die· Rücknahme 
einer. Berufung, Entsendung oder tlbertragung hat auf 
die Gültigkeit. der bis· ,dahin durch ·den Betroffenen 
vollzog.eilen. dienstlichen Handlungen keinen Einßuß. 
hierzu.§ 9 ·pfdrAG ElKU: · · 
Rechtsmittel bei Nichtigkeit. und Rücknahme' einer Be-
rufung . 
Gegen die Fe5tst'ellung oder Entscheidung der Kirchen­
leitung :(öes Lancieskircherirates)' Über Nichtigkeit oder 
Rücknahme einer Berufung; einer Entsendung ode; 
eine Übertragung einer Pfarrstelle ·kann der Betroffene 
innerhalb eines Monats Klage beim zuständigen kirch-
lichen. Vei:waltungsgericht erheben. · 

Absch:Qitt IV 
Der DJ.enst des . Pfarrers 

'l'eil l 
BezieliUllgen : des Dienstes 

. .· "'"; 1 is 
" , I~, •,', ,'; l/, • "! ') , : , ,, ; / f ' ' 

,.1 ~f~rrel'. ,uJid Gli~dkirche 
(i) Der Pfartel'·stebt in 1.aer Gemeinschaft seiner Glied­
kirche; ßer Ev"ng:elischen l{.irche der Union oder. der 
Vereinigten .\fi:vangelisch.::.Lµt.herischen Kirche in der 
Deutschen Debtokrätl!:;Qlien' Republik sowie des Bundes 
der Evang~Iischeil. Kirchtln :in ·der· Deutschen Demokra­
tischen Republik. · Er .. übt. seinen Dienst in Verantwor­
tung· für die.se Gemeinscltaft und für die ihr o:t>liegen-
den · Aufga)>en ·aus. · ·-
(2) Das Dienstv~rhij.ltnis .· des . . Pfarrers . b~ründet 
Rechtsbeziehungen. zwi~ch~il . ihm un.d seiner Kirche, 
auch wenri zugleich ·'unmittelbare Rechtsbeziehungen 
zur Gemeinde ·oder 'dem sonstigen Reclttsträger der 
Pfarrstelie begründet'werclen: 'Kann der Rechtsträger 
der Pfarrstelle :etwaige- ihm gegenjiber dem .Pfarrer 
obliegende Pßichten nicht erfüllen, so 'tritt die Glied­
kirche. ein. 
(3) Die . in .der Kirche gelten(Jen Ordn~en . sind für 
den :Pfarrer .in seinem . Dienst verp~ichtl!)id; ·An. der 
Weitere11twitlklung t;ler Ordnurlgen ninimfer durch un­
mittelbare .. MHwir~nrig oder durch Vertretung· in den 
Organen der. Kirche teil. 
(4) ·n1enstlich!-l Anordnungen. der zur Leitung der Kir­
che oder zur Dienstaufsicht Berufenen, die diese im 
Rahmen ihres Auftrages nach der kirchlichen· Ordnung 
treffen, sind für. den Pfarrer. bindend. 
hierzu § 10 Pfd~AG: J!;KU: .. ·· · 
U~mittelbarkeit d!;!s Pie11stverhältnisses , 
Die. Entsendung in · Elitie 'Pfarrstelle oder .die Übertra- · 
gung ei.ner Pfarrstelle in einer. Kirchengemeinde .oder 
.in . einem Kircher,ikreis begründet i.mmer auch. ein un­
mittelbares Dienstverhältnis zur Kirchengemeinde oder 
zum Kirchenkreis. 

§ 19 
Visitation 

(1) Im Rahmen der Visitationen, die die Kirche nach 
Maßgabe der gliedkirchlichen Visitationsol'.dnungen 
durchführt, wird der Pfarrer in der Führung seines 
Dienstes und in seinem· Verhalten gegenübef den .Ge­
meinden und den Mitarbeitern beraten. Ilim ~önnen 
Weis~ngen erteilt werden. 
(2) Der Pfarrer · hat ein Recht auf Visi~tion und i.st 
verpftichtet;. sich visitieren zu lassen. 

§ 20 
Pfarrer und Gemeinde 

(1) Der Pfarrer ·ist gemäß' dem in der Ordination er­
teilten· Aulltrag an. die Gemeinde gewiesen und ihr für 
die Führung seines Dienstes verantwortlich; 
(2) Die Gemeinde ist an den Pfarfer gewiesen und 
trägt seinen Dienst. durch Fürbitte, Rat, Mahnung und 
Fürsorge •. Sie soll: den. Verkündigungsdienst des Pfar­
rers . an cJ<lr ·Heiligen Schrift prüfen und falscher Lehre 
widerstehen. 

(3) Sein Auftrag verpßichtet d.ell Pfarrer insbeson«Jere, 
Gottesdienste zu leiten, zu predigen, Taufe und Abend·­
mahl ~u verwalten, Amtshandlungen zu . vollziehen, 
Beichte zu hören und Absolution zu erteilen, Seelsorge 
zu üben, Besuchsdienste wahrzunehmen und Aufgaben 
der christlichen Unterweisung zu übernehmen. Er ist. 
auch verpflichtet, die ihm· obliegenden Aufgaben in 
der Verwaltung zu erfüllen. 
(4) Pfarrer und Gelheirtde haben gemeinsam den Auf­
trag, das Evangelium alle'n Menschen nahe zu bringen, 
für hilfsbedürftige und: beh.inderte Menschen .. zu sorg·en 
und die ökumenische Verbundenheit zu fördern. 
(5) Pfarrer und Gemeinde sind gemeinsam verant­
wortlich, in der Gemeinde vorhandene Gaben zu fin­
den und zu fördern· sowie Gemeindeglieder zur·:M:itar~ 
beit zu gewinnen 111id zu~urüsten. . . . ' . . 
(6). Die Rechtsstellung des Pf.arrers innerhalb der Or­
gane des Dienstbereich.s richtet sieb. nach gliedkirch~ 
li.chem Recht. 
('7) Die Aufgaben des Pfarrers können durch eine 
Dienstanweisung geregelt, werden. 

§'21 . 
Zusammenarbeit zwisclien Pfarrern und mit anderen 

Mitarbeitern 
(1) Der Pfarrer steht 'in .. seinem Dienst. in der Gemein~ 
schaft von Pfarrern und ander.en Mitarbeiter:Q. Er trägt 
Verantwortung für die Stärkung di~Ser Gemeinschaft 
und· die Zusammenarbeit. 
(2) Der Pfarrer achtet die eigene Verantwortung der 
anderen Mitarbeiter für ihren Dienst. Er ist zu ge­
meinsamen Dienstbesprechungen. rµit den· anderen Mit­
arbeitern verpßichtet. 
(3) Versehen mehrere Pfarrer im. gleichen Tätigkeits­
bereich ihren Dienst, so stimmen sie ihre Arbeitsvor-
haben regelmäßig aufeinander ab. · 
(4) Die Verteilung der Aufgaben zwischen dem Pfarrer 
und den anderen Mitarbeitern sowie zwischen mehre­
ren. Pfarrern wird entsprechend den gliedkirchlichen 
Bestimmungen geregelt. 
(5) Der Pfarrer ist Mitglied des für ihn zuständigen 
Pfarrkonvents. Er ist verpftichtet, im Konvent mitzu­
arbeiten und an den Konv~ntstagungen teilzunehmen. 

Teil 2 
Gestaltung des Dienstes 

§ 22 
Verhalten des Pfarrers 

(1) Der Pfarrer ist zur gewissenhaften Erfüllung seiner 
dienstlichen Aufga~en verpfticht~t. 
(2) Er hat in seinem . dienstlichen wie in seinem außer„ 
dienstlichen Verhalten zu berücksichtigen, daß ihn sein 
Auftrag ~'°' die ganze Gemefode weist und daß er in 
besonder~r Weise als Zeuge Jesu Christi .und als Ver­
treter der \Kir~e angesehen wird. 

":' ,,~" . ,, . ,' . ,',· ' 

(3) Er h~t 11-ucll; bei. allen Äußerungen: z,u Fragen des 
öffentlichen Lebens und bei ~otitischer Betätigung ·zu 

· bei!enken, daß er .in der Öffentlichkeit als Vertreter 
der I~irche angesehen wird •. Qie, Bereitschaft, eine Kan~ 
didatur für .eitle VolksvertretUng zu überneb.men, .ist 
rechtzeitig vorbei: dem Dienstaufsichtfühi;enden anzu­
zeigen. 
Dienstaufsichtführender gern .. Abs. 3: Superintendent 

§ 23 
Beichtgeheimnis und seeJsorgerliche Schweigepßicht 

(1) Beichtgeheimnis und seelsorgerliche Verschwiegen­
heit sind jederzeit unverbrüchlich geg.enüber. jederman 
zu wahren. Sie stehen Qnter · dem. $chutz der Kirche. 
(2) Unter das Beichtgeheimnis und die seelsorgerliche 
Schweigepfti<\ht fällt außer .der Beichte selbst auch· das, 
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wa~, ·dem Pfarrer in AusUJ>Ung · des seelsorgerlichen 
Die'nstes anvertraut worden oder : bekannt. geworden 
ist, unabhängig' davon, an_ welchem•,,Ort und bei wel­
cher Gelegenheit el'. diese Kenntnis erhält. 

i . . ' 

§ 24 
Dienstve~schvriegeJllieit 

(l} Der Pfarrer ist zµr Pienstv~rschwiegenheit gegen­
über jedermann verpflichtet, auch jiJ>er die Beendigung 
des Dienstverhältnisses hinaus:_ von dieser Verpflich~ 
tung. kann er nur durch eine' J>esondere Genehmigung 
der nach gliedkirchlichem Recht zuständigen Stelle be-
freit. werden. __ 
Zuständige Stelle gem. Abs. _1; Konsistorium 
(2) Die Verpftidltung zur Dienstyersdlwiegenheit um­
faßt alle Angelegenheiteq, dii,, 'dem Pfarrer in Aus­
übung seines Dienstes bekannt werden und die _ihrer 
N~tur nach oder aufgrund besonderer Anordnung ver­
traulich 'sind. J)ie$e Verpftidltung betrift't gerichtliclie 
und außergerfolitliche Aussagen sowie alle sonstigen' 
Erklärungen. 

§ 25 

WeiterbUdung _ 
(1) D_er PfaJ.'.rer ist v"rJ;lflich~e~.-s_icli_ n'gelmä~ig weiter-

- zubilden, insbesonder_e durch TeiJqahme an kirchlichen 
Welte1"bildüngsveranstaltµQgen, durch ~heologische Ar­
beit Jm Pfarrkonvent u11d ciurCh.~el~s~studium_. 
(2) Oer' Pfarre~ SC>Jl naiilt, l\IJÖgltchk~it aile dr~i Jahre 
an einer -durdt seine --Gliedkirclle anerkannten -mehr­
tägigen Weiterbi,ldungsveranstalt11n~ · teilnehmeQ. 

§ 26 
Besondere Bestimmungen für 'die Gestaltung 

des -- Dienst.es -
(1) Bei Gottesdiensten und- Amtshandlungen trägt der 
Pfarrer· die nach gliedkirchljchem Recht vorgesehene 
Dienstldeidung. · · ' 
hierzu § _11 Pf<'l,l'AG EK.lf: -
Dienstkleidung 
Zur Dienstkleidung gehören der_ Talar, das Barett und 
und das Beffchen, bei Pastorinnen statt des Beffchens 
auch der i:;tehkragen. _Die Gliedkirchen kÖnnen bestim­
men, ob und u'riter welchen Voraussetzungen die Alba 
(Chorhemd)' und die weiße Halskraµse getragen wer-
den, können. ·' 
sowie § 3 PfdrDG Greifswald 
Die Inhaber' der Pfarrstellen im Berbich der Stadt 
Stralsund können wie bisher die weiße Halskiiause 
tragen. , 
(2) Zur Annafmie, p~rsönlicher Geschenke im Z\lsam­
menhang mjt seinem, Oienst _ ist der Pfarrer -nicht be-

- rechtfgt, sofern es sich nicht um .ortsübliche -Sachzu­
wendungen , geringen · Umfangs handelt. Ausnahmen 

· hiervon bedürfen der Geneiurligurtg der dienstaufsicht-
- führenden -steile. , ' 
Dienstau!s~Chtf\ihrende, Stelle 'gem .. Abs. 2: Konsistori­
um 
(3) ,.ß~(der Annahme Pe~sönJi~~r Ehrungen und Aus­
zeichdüngen 'hat der Ptarrer'.:zif berücksichtigen, daß 
ihn sein Auftrag· an die gan~l Gemeinde weist und 
'daß di_e ·Unabhängigkeit dtir Ausübung seines Diens~eli 
nicllt beeinträchtigt werden dad. Er soll die Absicht 
einer -~olchett" l:htung 'oder :AU:szeiclinung, sobald_ er 

, Kenntnis "davon erhält; (J.em_ Dieristaufsichtführenden 
mitteilen· und -die' Beratung .tiit ihm suchen. Orden und 
-Ehrenzeichen werden nicht an der Dienstkleidung ge­
tragen. 
Dienstaufsichtführender gern. Abs. 3.: Superintendent ,,., 

§ 27 

Anwesenheit .im Dienstbereich 
(1) Der Pfarrer ist zur Anwesenheit in seinem Dienst­
bereich verpßiclitet, soweit seilt Auftrag nicht anders 
beschrieben ist. 

(2) Dienstliche Abwesenheit vom Dienstbereich ist bei 
einer Dauer von· mehr als zwei Tagen dem vertre-' 
tungsberechtigten Organ des Dienstbereiches rechtzeitig 
anzuzeigen. Die ,vor_herige Zustimmung des Dienstauf­
sichtführenden ist einzuholen. Gegen dessen Entschei­
dung ist Beschwerde yzulässig. · J,,iegt · ein Dienstauftrag 
der Gliedkirche - vor, gtfoügt auch gegenüber dem 
Dienstaufsichtführenden eine Anzeige, Die dienstliche 
A:bwese•theit soll vier Wochen . .im Jahr ni_eht über­
schreiten. In jede,m Falle bat der _Pfarr.er seine Vertre­
tung in Absprache mit aem Dienstaufsicbtführenden 
zu regeh1. , -
Vertretungsberechtjgt~s Organ ,gern. Abs: 2: Gemeinde­
kirchenrat 
Bienstaufsicl!.tführender gern. Abs. 2; Superintendent 
(3) Der Pfarrer : soll seinen Dienst _so einrichten, daß 
unter Berücksichtigung der dienstlichen Belange ein 
Tag in der Woc}J.e .frei bleibt; . , 
(4) fiber den dienstfreien Tag hinaus :kann der Pfarrer 
ausnahmsweise zur Regelung persönlicher Angelegen­
heiten bis zu zwei weit~re Tage in 'der Woche zusam­
menhängend in Anspruch nehmen, jedoch insgesamt 
nicht mehr als vierzehn Tage im Jahr. Die. Inanspruch­
nahme ist dem Dienstaufsichtführenden -- vorher zusam­
men mit der Vertretungsregelung/die dem Pfarrer ob­
liegt, rechtzeitig' vorher mitzuteilen. -' 
Dienstaufsichtführender gem. Abs. 4: Superintendent 

§ 28 

Vertreiu0gsdienste 
(1) i;>er Pfarrer h.at V~rtret~l\gs~ie~st~ z.y üb,e,i:nehmen, 
soweit dies _ im: Rahmen_ der Wabrnehm_u~, seiner 
dienstlichen V~rpflichtuii.g_en zÜmutJ>ar._,isC · - . · 
(2) Die Vertretungsdienste werden et.forderlichenfalls 
durch den- Dienstaufsichtfübrenden .unter Beteiligung 
cler betroß'enen Gemeinden und möglichst .innerhalb 
des Pfarrkonyents •gereg~tt,· -, 
Dienstaufsichtführender gern,. Abs",2: Superintendent 
(3) 'Hält der P;_fatrer den Umfang der Vertretungsdieri­
ste für unzumutbar, so kann er die dienstaufsichtfüh­
rende Stelle anrufen. 
Dienstaufsichtführende Stelle .gern. A~s. 3: Konsistori~ 

§ 29 
fibertragung zusätzlicher Aufgaben 

(1) Dem Pfarrer können ü'!>er den im,'Entsendungsauf~ 
trag_ _oder der · ÜbertragungsrtrkuQde bezeichneten 

-- Dienst hinaus zus,ätzliche kit~J:iliche i).ufgaben übertra-. 
gen werden.,,.Yoraussetzung ist, daß die zu übertragen­
den Aufgaben und ihr Umfang .zumutbar und mit de1· 
gewissenhaften Erfüllung der Dienstpnjchten vereinbar 
sind; Das Nähere, illsbesondere auch' über die Beteili­
gung des vertretungsberechtigten Organs, bestimmt das 
gliedkirchliche Recht. · · 
Vertretungsberechtigtes Organ- gern. Abs, 1: Gemeinde-
kirchenra:t 1 

hierzu § 12 PfcfrAG EKU; ,· 
Übertragung. zusätzlicher Aufgaben 
(1) Die vorübergehende . 'v erwaltung einer vakanten 
Gemeindepfarrstelle kann dem, Pfarrer durch den Su­
perintendenten '„(Kreisoberpfarrei.') übertragen werden, 
sofern das gliedkirchlich~ Jtecht' nichts anderes · be-
stimmt. · 
(2) ÜbergemeindÜche Aufgaben :können dem Pfarrer 
durch den Kreiskirch_enrat, di'e 'Kreissynode, das Kon­
sistorium oder die Kirchenleitung (den Landeskirchen-. 
rat) übertragen werden. Der Gemeindekirchenrat (das 
Presbyterium) ist zuvor zü hören. Die Aufgaben sind 
in der Regel ohn~ Vergütung zu übernehmen, sofern 
sie dem Pfarrer.,nach Art und Umfang z,ugemutet wer­
den.können. Barauslagen sind dem Pfarrer zu ersetzen. 
(2) Hält der Pfarrer die - tlbertragµng einer. zusätzli­
chen Aufgabe oder ihren Umfang für unzumutbar, so 
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kann er die dienstaufsichtführende ·Stelle· anrufen. 
Dienstaufsichtführende Stelle gern.· Abs. 2: Konsistori-
m;n 

§30 
Freiwillige tlbernahme . zusätzlicher Aufgaben 

(1) Der Pfarrer darf neben seinem Dienst kirchliche 
und außerkirellljche Tätigkeiten und Aufgaben nur 
übernehmen, soweit es mit der .gewissenhaften Erfül­
lung seiner Dienstpflichten und dem· besonderen Cha­
rakter seines·· Dienstes zu ·vereinbaren ist. 
(2) Die Absicht. solche Tätigkeiten _und Aufgaben· zu 
übernehmen, ist der dienstaufsiclitführenden Stelle 
reclitzeitig mitzuteilen. Diese kann nach Anhörung des 
vertretungsberechtigten ·Organs aus den in· Absatz ·1 
genannten Gründen von ·aer- tlbernahme der Tätigkeit 
oder '.l\ufgabe abraten odtir>sie ganz oder teilweise un­
tersagen~ Das .gilt nicht. für ·Wahlämter im Rahmen des 
organisatorischen Aufbaus der Gliedkircl}en und. ihrer 
Zusamm1:mschl.üssti_, . . 
Dienstaufsichtführepde Stelle gern. Abs. 2: Konsistori­
um 
Vertretungsberechtigtes ;Organ gern. AbsA: Gemeinde­
kii'Chenrat' 

§ 31 

tlb:er.gabe dienstlicher Unterlagen 
, (1) Bei Veränderung oder Beendigung des Dlenstver­
. hältnisses hat der Pfarrer die in seinem Besitz befind­

lichen dienstlichen Schriftstücke und Gegenstände aller 
Art ~ insbesondere Agenden, Akten, Kassenunterla­
gen, Kirchenbücher, Kirchensiegel und 'Kunstgegen­
stände :.:.. zu übergeben und über sonstige Vermögens­
werte Rechenschaft abzqlegen. 
(2) Wenn ein Pfarrer stirbt, übernimmt der nach glied­
kirchlichem Recht Zuständige die Unterlagen innerhalb 
von vierzehn -Tagen. · 
hierzu§ 13 PfdrAG EKU: 
Übergabe dienstlicher U:qterlagen 
Die Übergabe. dien_stUcher Unterlagen erfolgt im Bei­
sei~ des Superintendenten (Kreisoberpfarrers) an den 
Vorsitzend_en des Gemeindekirchenrates (Presbyteri­
ums) und den Vakanzverwalter oder den neuen Pfarr­
stelleniriha:ber. 

§ 32 
Freistellung für einen anderen Dienst 

(1) Der Pfarrer kann auf seinen Antrag 'oder mit sei­
ner 2'Justimmung. fur/ einen anderen . kirchlidten Dienst 
oder für eine im ki~chlidlen Interesse liegende Auf­
gabe befristet oder bis auf Widerruf von der zuständi­
gen Stelle freigestellt werden, Das vertretungsberech­
tigte Organ des bisherigen Dienstbereichs . ist vorher zu 
hören. · 
Zuständige Stelle gern. Abs. 1 : Kirchenleitung 
Vertretungsberechtigtes Organ gern. Abs. 1: Gemeinde­
kirchenrat 
(2) Zugleidl mit der Freistellung ist zq entscheiden, ob 
der Pfarrer •seine bisherige Pfarrstelle. und seine 
Dienstbezüge behält. Die Rechte und· Anwartschaften, 
die der· „farrer zum Zeitpunkt der Freistellung hatte, 
bleiben :gewahrt• 
(3) Der Pfarrer wird nach Beendigung der Freistellung 
nach Möglichkeit in einem seiner früheren Tätigkeit 
entsprechenden Dienst eingesetzt. 
(4) Der Ptarrer untersteht während der Freistellung 
weiterhin der Disziplinar- und Lehraufsicht der Kir­
che, die ihil freigestellt hat. 

§ 33 
Freistellung vom Dienst aus persönlichen Gründen . 

Für den Schwangeren- und Wochenurlaub, die Frei­
stellung vom Dienst nach einer Geburt sowie die Frei­
stellung aus anderen ·Anlässen, sofern diese·gliedkircb­
lich festgelegt sind, finden die allgemeinen Bestim­
mungen entsprechende Anwendung. 

hierzu § 14 PfdrAG EKU: 
Freisteilung aus anderen Anlässen . 
(1) Eine Pastorin, die· an der vollen Ausübung ihres 
Dienstes durch famiHäre Verhältnisse gehindert ist, 
kann auf. ihren Antrag vom Konsistorium (Landeskir­
chenrat) bis zur Höchstdauer von sechs Jahren vom 
Dienst freigestellt werden. · 
(2) Ist die Freistellung nach einer Geburt im Anschluß 
an den Wochenurlaub bi$ zur Vollendung des ersten' 
Lebensjahres des Kindes befristet, so behält die Pa­
storin ihre Pfarrstelle. In allen übrigen Fällen verliert 
die Pastorin mit der Freistellung die Pfarrstelle. 
(3) Wird· der Pastorin mit Ablauf der Freistellung nicht 
sogleich eine neue Pfarrstelle übertragen, so kann sie 
mit der Verwaltung einer Pfarrstelle beauftragt wer­
den. Andernfalls verlängert sich. die Zeit der Freistel­
lung, jedoeh nur bis zur Höchstdauer von sechs Jahren. 
(4) In besonders begründeten Fällen kann eine Frei­
stellung nach einer· Geburt im Anschluß an den Wo­
chenurlaub der Ehefrau bis zur Vollendung des ersten 
Lebensjahres des Kindes auch einem Pfarrer. gewährt 
werden. In diesem Fall findet Absatz 2 Satz 1 entspre­
chende Anwendung. 

§ 34 

Erholungsurlaub 
(1) Qem Pfarrer steht· ein jährlicher Erholungsurlaub 
vorl 35 Kalendertagen, nach Vollendung des 40. Le- ·it. 

bensjahres ein jährlicher ·Erholungsurlaub von 38 Ka­
lendertagen zu. Der Urlaub ist möglichst im Zusam-' 
menhang zu nehmen. 
(2) Den Urlaub erteilt, sofern nichts an'der.es bestimmt 
ist, der Dienstaufsichtführende. 
Dienstaufsichtführehder gern. Abs. 2: Superintendent 
(3) Die Vertretung während des Erholungsurlaubs re­
gelt der· Pfarrer in Absprache mit . dem Dienstaufsicht­
führenden und dem Pfarrkonvent, Die Vertretungsre­
gelung ist dem Dienstaufsichtführenden anzuzeigen. 
Dienstaufsichtführender gern. Abs; 3: Superintendent 
(4) Näheres kann in einer gliedkirchlichen Urlaubsord-
nung geregelt werden. · 
hierzu § 4 PfdrDG Greifswald 
(1) Die Erteilung des Udaubs erfolgt für Pfarrer. durch 
den Superintendenten, für Superintendenten .durch das 
Konsistorium · · · 
(2) Von der Erteilung des Erholungsurlaubs wird auch 
der zuständige Propst 'unterrichtet. · 
(3) Urlaub, der aus dienstlichen Gründen im laufenden 
Jahr nicht wahrgenommen 'werden konnte, wird auf 
das folgende Jahr übertragen, ist jedoch spätestens bis 

, zu;rn 3L Marz anzutreten. 
(4) Zeiten nachgewiesener Dienstunfähigkeit werden 
auf den Urlaub nicht angerechnet. 
(5) Die Verlängerung eines Urlaubs ist wie eine er­
neute Erteilung zu behandeln. 

§ 35 
' Dienstunfähigkeit wegen Krankheit 

(1) Dienstun*ähigkeit wegen Krankheit ist dem D1enst­
aufsichtführehden unverzüglif.lh anzu~eigen. Spätestens 
am vierten Tag der Dienstunfähigkeit ist ein ärztliches 
Attest einzureichen. • 
Dienstaufsichtführender gern .. Abs. 1: Superintendent 
(2) Die dienstaufsichtführende Stelle kann einen be­
sonderen Genesungsurlaub ,gewähren. 
Diet).staufsichtführende Stelle gern. Abs. 2: Konsistori­
um 
(3) Die Vertretung ~egelt der Dienstaufsichtfiihrende. 
Dienstaufsichtführender ~em. Abs. 3: Superintendent 

§ 36 

Besoldung und Versorgung 
(l)' Der Pfarrer hat~pruch auf Besoldung und auf. 
Versorgung nach Maßgabe' besonderer kirchliche,_. 
Rechtsvorschriften. 
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(2) Der Anspruch wird in der FQr:m von .Dienstbezügen, 
Wartestands-, Ruhestands- oder Unterhaltsbezügen so­
wie Hinterbliebenenversorg.101g1 erfüllt. 

, (3) Dem Pfarrer werden nach Maßgaije d.er gliedkirch­
Uchen Bestimmungen 'die lJmzugskosten erstattet. D.as 
gliedkirchliche Recht .trifft fer„er. Seslilnmungen dar­
über, in welchen Fällen Kranlftierts..:, und Notstands­
beihilfen· gewährt werderi kölinen. 

. § 37. ·· .. } 

i>ien$t\Volin,~ng ' 
(1) Der Pfänei· bat Ansprµch, aUt "eine angemessene 
Dienstwohnung oder eine, en~spr,ecben<]e Mietentschä­
digung. Er ist verpflichtet, eine .für· ihn bestimmte 

:Dfänstwobnung,.ztt beziehen, ··Illm ste~t für. die Dauer 
seines Di~tes ein Dienstzinu~ei zu: ·· . · · • .. . 
(2) Zur Vermietung oder zur t~ts~chlichen tlberlassung 
ei.nzelner ·Teile der ·menst\Vdh1111ng an Dritte i$t der 
Pfarrer nur mit Genehmigi11~g1deS. 'yertretungsberech­
tigten Organs des Dfonstbereichs lfnd der dienstauf­
sichtführenden.Stelle berechtig~. 
Vertrettingsbereclltigtes Organ gern. 4bs. ,2: Gemeinde-
kirchenrat · ·. · 

I 

.Dienstaufsichtführende Stell~ gem. Abs. 2: Kön~istori-

um . .. . ,····/ .····.. . 
(3) 6.ebn Aus!!~eid~p aqs .. d.er.·~fä,~1~~telle i,st.·.die p~enst-„ wo,h~upg 4.ur.~ de.n :J'farr~r;µ~~ „ s~ftl~ .. Angeh~rigen 
z~ raumcm'. 'j • •. ·•··.· :· ./·.f\:>.:.1::.( '. .. . .· 
(4) Der. Pf!lirrer Jst verp~-eh~t„;.,t~'J'4'chtzeitig ··V:~ eine 
Ruhestandswohnung zu bemiijlen.,,pie Kirche ist. ver­
vnic~tet, , den r( arrei;-, .~ei .. d,er,, ,~eft~11J<tfung . ein~r J:f,qh1;1-
standswohnung zu unterstijtZl,lfü • . . . . . . .. 
(5) .Ua.s ~ä1tere);1estimmt das.iiie~l,t~rcltliclt'e .Recht. 

§'•38'"'''' ' 
Ehe ·des* Pf9rrer~ 

D~r Pfa~~~r .sotf.1'iit'seh\~~ ,~~eP<t<ftJi~r bMenk~n. daß. 
er a9~:'~i((ler J<'tthril~~ ·sellll;lt_'~e ll~d seint)S Fil:Mi~ 
lienlebens Zeuge. Jesu Christi ist· und daß dies für die 
Glaubwürdigkeit seine~ 'Dieris'tes: be~ondere ]Jedeutuiig 
hat. 

§•39 
·Eheschließung des Pfarrers 

(1). Der Pfa;rer, der eine Ehe ei~gelleri wm; soll be­
d,enken, daß .der Ehep.~rtner a1;1 s~ine'1} ,pienst Anteil 
hat. Er zeigt <Ue beat>siclitigte ,Eh.escbließung m~nde­
stens t;lrei l\fonate . vorher cl.er zuständigen Stelle an •. 
Zuständige Stelle gern. i\J:is. l: Kons~storium :·· · 
(2) Der. EhelJartner muß . einer . chri~tlichen Kircbe ·an­
gehören. Will der. Pfarrer die, .. Ehe m.it einem, nicht 
einer, cbristlichen. Kirche. angehQrenden Pa.rtner schlie­
ßen, so bedarf er der Einw!lligung .. der zuständigen 
Stelle~ . · . .. .. 

. Zuständige Stelle gern. Abs .. 2: Konsis.torium 
(3) Wird die Ehe ohne .Einwilligung der zuständigen 
Stelle mit. ~.h1t):m nicht . eiµer; . christHclitln Kirche ange-

. hörend·en Partner gescblossen1 so scheidet def Pfarrer 
nit't Abl~u~ von drei Mönaten. nach 'der Ehesch.ießung 
. aus i i:lem Dienst· atts, ~s 11~ti de1;1n:, daß seine Versetzung 
in den Wartestand besclifossen wird. · 

, Zuständige Ste1le gern. Abs. :3: Ko~sistorium . 

.. . . § .4o·, •. 
Ehes~ei.dung des· :Pt.11irrers 

(1) Ist die . Ehe eines rfarrers so, gefähi:det, daß ein 
Ehescheidungsver(ahren zu erwa.rten. ist, so teilt der 
Pfarrer dies d.eni Dienstaufsiclitsfübrenden unverzüg-
lich mit. .· . · ' . . . 

Dienstaufsichtführender gern. Abs. 1: Superintendent 
(2) Wir.d eine Ehescheidurigsanklage erhoben, so sind 
Abschriften von · Klage8chrift urid. Klageerwiderm:lg der 
zuständigen Stelle. unverzüglich ... einzureichen, Das Ur­
teil ·ist' ihr vorzulegen. 
Zuständige Stelle gem. Abs. 2: Konsistorium 

(3) Dem Pfarrer k.ann fiir. die Dau,er des Eheschei­
dungsverfahrens die. Ausübung des Dienstes ganz oder 
teilweise m1tersagt·,werden. Ihm kann voriibergehend 
eine andere Aufgabe übertragen werden. Der Pfarrer 
ist in diesen Fäll~n vorher zu hqren,, Darüber hinaus 
kann der Pfarrer in,d.en Wartestand. versetzt werden. 
Zuständig .für Entscheidungen gem. : A.,bs. 3 .. : Konsisto­
rium nach Ap.hörung des,Gemeind~kir~enrats und des 
Krei.skirchenrats .. .. • . 1:, · 
(4) Der geschiedeD,e ~farrer .. kapn nach § .. 57 .aus seiner 
stelle versetzt .werden. Er kann auch in den Warte-
stau,d versetzt wertten. ' . . . . . 
(5) l)ie Möglichkeit, ein 'D,iszil1p~arv.erfi;thren einzulei­
ten, bleibt unberührt, 

§41 
·. Per~onalakttin • und Bebandlu~g. Vl)n Beschwerden 

(1) In die Personafäkten dürfen· tnigünstige Mitteilun­
gen erst aufgenom:rµen werden; rlaChdem dem ·Pfarrer 
Gelegenheit zµr .Stellungnahme gegeben 'worden. i!lt. 
Seine Xußerung .ist in die Personalakten:.aufzunebmen. 
DiensUiche Beurteilungen werden hiervon nicht be­
rührt. Anon:Ythe Schreiben dürfen nicht in die Perso­
nalakten aufgenommen werden. 
(2) Der Pfarrer ist z:u BesCbwerden, die sich gegen ihn 
richten, zu hören. Die Besch:wer!J.e ist dem Pfarrer, so­
ferq. es die Utµ!!.täncle .z,ulasseq,. rechtzeitig :vorher mit-
zµteilen., , · · .· '' . . ·' .. 
hierzu §. 1~ PftjrAG EKU: 
E~nsic11t in ~Ue Personalakt!'m . , 
Die :Gliedkirchen kqnnen ,b.esUrµmen"·.ctaß,cter Pfarre!'. 
in. seine .. Personalakten nach:.• v;orh,e;fige;,r .Anmeldung 
und Terminbestimmung durch;,qlO!s KJ;>Jl$)!ÜQl'il!!Jn .(den 
Lll:A.do/skircP.erirf!t) E:!ins.eh~p k,~:qi;i; ~oweit: die 4},l:t~n in 
einer. {}liedkirch.e<gebildet w;u~d~n, d~.~ eine\P~rsonal-
akteneihsicht ermöglicht. · 

§ 42 

Rechtsschutz 
(1). Soweit in df~iii~Di Gesetz gegen .eil;ie ~ntscheidung 
ein .Re(füsmittel vorgesehen ist, ist'.der Pfatrer mit der 
EntsCheidung dar.über . zu belehren. . , . . . . · 
(2). Dem Pfarrer steht gegen Entscheidµi,igl,ln kirch­
licher Dienststellen, durch d~e er sich beschw.ert fiihlt, 
unbeschadet besonderer .. kirchengesetzlich geregelter 
Rechtsbehelfe das· ltecht der Beschwer.de 'zu! Sie ist 
der,ienigen Diel)ststelle. einzureichen, die :die ··beanstan­
dete Entscheidung getroffen hat>. Das •Nihere;.:fnsbeson­
dere. wer dfe endgültige Entscheidung. :trifft; bestimmt 
das gliedkirchliche ßecht. 

· (3}: Nacli'M~ßgabe· der .··kirchengesetzlichen Bestimmun­
gen steht dem ,J'färier, der kirchliche B~chtsweg vor 
einem kirchlichen Verwaltungsgericht oder vor einer 
SchlichtUrlgssteIIe offen.. ·· · ·, 
hierzu § 16 PfdrAG EKU: 
Rechtsschutz 
(1) über eine Beschwerd.engegen.eine Etitsch'.eidung.des 
Superintendenten, (Kreisoberpfarters) oci~r .des·· Kreis­
kircherirates entscheidet das Könsis:t<iil.'i>\lµl};';;i.über eine 
Bescll)Verde · .gege'h 'eine Entscheidung. des?~Onsistori ... 
ums . die Kirchenleitung, soweit gliedkdrclllich nichts 
anderes bestimmt Ast .. Die Beschwerde h.~t keine. auf­
schiebende Wirkung.· 

. (2) Der Pfarrer kann. na.ch Maßgabe .der ..Verwaltungs­
geri\;htsorqnung upg der .da~u. ergangenen :gliedkirch­
lichen .Regelungen : .das . k;irchlich,e Verwaltungsge:r;icht 
anrufen. 

Teil 3 
Dienst in besonderen Aufgabenbereichen 

§ 43 

Dienst in !l>llgemeinltlrchlichl,ln Aufg,ii.~.en 
(1) F.ür P~arrer, die nacb. gliedkirchlichem Redlt in ei­
nem allgemeinkirchlichen oder .. kirchenleitend.en Dienst 
stehen, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes sinn-
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gemäß, sofern nicht besondere Vorschriften· bestehen. 
(2) Ist mit einem allg~meinkirchlichen oder ldrchen­
leit.enden Dienst kein. Auftr~g zur r.egeJJ11äßigen gottes-

. dienstlichen Wortverkündigung verbunden, so soll ein 
solcher Auftrag zusätzlich erteilt werden. 

§ 44 

Dienst 'in kirchlichen Anstalten und Werken 
Auf Ordinierte, .die im Dienst kircldicher . Anstalten, 
Werke ·und sonstiger. Einrichtungen stehen, finden die 
Bestimmungen d'ieses Gesetzes. über die in der Ordina­
tion begründeten Recb.te und Pflichten Anwendung. Die 
Anstalten, Werke und Einrichtungen sind gehalten, die 
Rechtsstellung der in ihrem · Dienste stehenden Ordi­
nierten •entsprechend den Bestiril~ungen dieses Geset- · 
zes zu regeln, soweit· cUeses nicht unmittelbar Anwen~ 
dung findet. 

Abschnitt V 
.DienstaufsicJ.1.t und Pftichtverletzungen 

. § 45 
. Dienstaufsicht . 

(1)~ Die Dienstaufsicht.Üb~r den Pfarrer ·ist gliedkirch­
lich geregelt. , 
(2) Im Wege· der l>ienstaufsi'cht · kann ein ·Pfarrer aus 
zwingenden Gründen einstweilcri beurl.aubt werden~ 
Der Pfarrer ist zuvor zu hören."Die dieJistaufsichtfiih­
rende Stelle ,entscheidet innerhalb ' VOJ1 drei Wochen 
übel' das''Fortbe$.teheri d.er :Beu'l'faubung. Sie kann die 
Be~~faiibung . über i'n.stesatri.t ~wei . Mö11ate hinaus nur 
aufrechterhalten, weri» sie -gleichzeitig ·'ein· Verfahren 

„i";,G'tnf' se~~t, ~as ein.e Beurlaubu~g zuläßt. . . . .. 
D.ie?stauf,stchtführende Stelle gein. Äbs. 2: Konsistori-:. 
um . 
hierZ;u § 17, Pfdr;\G EKt,J: 
Eiristweilige Beurlaubung : 
iusfäridig fü~ die ein~tweilig;e Beurlauhung von Pfar­
rei·n 'im' Die6st einer Kirchengerhein'.d'e' oder eines' Kir~ 
chenkreises ist der Superi~1terldbiit (K.tE!iSobe1'PfB.frer)~ 

§ 46 

.. . · i~b.r\)earista~dung' · 
Verletzt eiP, : P~arr,~~ s~ine;. L~Jiryel'vttt<)ittun~, so, ~a.nn 
ein förmliches Verfahren eingeleitet werden. J)a~„Nä­

. here ist durch ~irchengesetz geregelt. 

§ 47 
.Dienstpflichtverletzung 

(1) Eine Dienstpflicht:v.erltltzung liegt vor, wenn ein 
Pfar1'.er· schuldhaft die ihm aus seinem .Dienst erwach­
senden. Pflicht!m verletzt. •Die PftiClttverletzung kann 
auch in einer schuldhaften ·· Vernachlässigung der 
dienstlichen Pflich.ten oder '..in elnem ·. d.ern Pfarl'dienst 
nicht gemäßen Verhalten best'elJen; 
(2) Verfahren und .Rechftlfolgen .. der• Dienstpflichtverlet­
zung sind durcli Kirchengesetz geregelt. 

§ 48 
Schadenersatz'•·. 

(1) Verletzt der Pfarrer sehuldhatd:lienstliche Pflich­
ten, so fät er dem kirchliChen Rechtstrager, desseit 
Aufgaben' er' wahrzunehmen hal, zu,m'Ersafz des da­
durch entstandenen ·schadens verJ;>tlichtet. In d.iesen 
Fällen 'hat der Pfarrer der ~ dienstaufsichtführenden 
Stelle unverzüglich zu berichten, Die Ersatzpflicht ist 
auf die HÖhe eines Monatsgehaltes beschränkt, Wenn · 
der Sllhaden fahrlässig verur~acht worden ist und nicht 
im Verlust anvertrauter Geldwerte oder anderer an­
vertrauter Gegenstände besteht. 
DienstaufSichtführende Stelle gern. Abs. 1: Konsistori-
um , '",.,,,.. 

<2> Hat der kirchliche Rechtsträger einem Dritten. einen 
Schaden zu ersetzen, den. der Pfarrer; in Ausübung sei­
nes Dienstes verursacht hat, so kann der kirCltliche 

R·echtstriiger einen Ersatzanspruch g~g-en den Pfarrer 
geltend. niachen, Der .Anspru,ch umfaßt bei vorsätz­
lillher SChadenszufügung den voÜen Scl1aden. Bei. fahr-, 
lässiger Schadenszufjigung ist er. auf . die Höhe. eines 
Monatsgehalteliil begrenzt. · · . · 
(3) Ansprüche naCh Absatz 'l sind ,innerhalb von drei 
Monaten Bekanntwerden de.s Schadens und des Spha­
densverursachers. geltend· zu maChen, Ansprüche ·nach. 
Absatz 2 im;1erhalb · y.oiJ,, ~frei Monat.en n11ch Anerken­
nung des Ersatzanspruöhes .durch den kiröhlichen 
Rechtsträger oder nach rechtskräftiger Feststellung . der 
Ersatzpflicht und nach Bekanµtwerden .des Schadensver­
ursachers. Die Ansprüche · können jed9Ch · nicht . mehr 
geltend . gemacht werden, wenn seit Eintritt ·des Sclta-, 
dens zwei Jahre, bei strafbaren Handlungen zehn Jah­
re. vergängen sind. · 
(4) Leistet der Pfarrer dem· kirchliche~ Rechtsträger 
Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen ei· 
nen Dritten,· so ist dein Pfarrer. der Ersatzansprucll ab-' 
zutreten. ·' ' · 

. hierzu § 18' PfdrAG EKU: 
Kirchlicher·Rechtsweg für Schaqenersatzansprüche 
(1) Vor Beschreiten. des Rechtsweges zur Klärung von 
Schadenei:satzansprüchen zwischen einem Pfarrer und 
einem kirchlichen Rechtsträger ist die Stellungnahme• 
des Konsistoriums. <qes 4i:U).d.eskirchenrates) einzuholen, 
(2) Das gliedkir,chliche.Rech,t .k.~mi;i .'bestimmel), d,aß zi.n: 
Klärung .der iri AbS,a:i;::) .ß~nannten Re~tsstreitigkek 
ten der kirchlich~ Verwaltungsrechtsweg offensteht. 

§ 19 
Schuldhaftes Fernbleiben vom .Dienst 

(1) Bleibt' ein Pfarrer sChulilhaft seinem Dienst' fern 
oder tritt· er ihn schuldhaft nicht an; so verliert er für 
die Dauer seiner Abwesenheit den AnspruCh auf 
Dienstbezüge. Der Verliist der Dienstbezüge ist festzu­
stellen und, dein" Pfarrer tri.itzttteilen. ·Rechtsmittel ge­
geµ die Feststellung1 richten sich nach gliedkfrchliehem 
Recht; · 
(2) Die Mö1Jl;@1'eit1 1 ,ein. Verfl!!hren, wegen· Verletzung 
der, Dienstpflicl1ten eiqzulejten, bleibt unberührt . 
hi~rzil §'19 J5fotAC1 EKU: '' .. ·. .·, 
Rechtsmi~tibi 1 g~gen' Feststellung cies Verlustes der 
Dien~tbezÜge

11 

' . . . .. . . " ' • 

Der Verlust der :öienstbeZU&e wird durch das 'Konsi-' 
storium (den Landeskircherirat) festgestellt'. Ge~en die 
Feststellung kann der Pfarrer die Disziplinarkammer 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach zuste1-
lung der ·Mitteilung anrufen. Die Disziplinarkammer 
entscheidet· dureh • B'eschluß · endgultig. · .. , 

§ 50 
Erledigung. rj.i_l)kständ.iger .VenyalJt,mg~ufgaben 

Vernachlässigt ein J;>tarrer ihm. ~b~ie~ende Verwal­
tungsaufgaben, so kann die dienstaufsichttühreQd~ 
Stelle ,nacl1 erfolgloser Mahqung und Fristsetzung ihr.e 
ers.atzw~se, Etledigtt1,1g. auf 1{6stC'n des Pfarrers v~ran:.i 
lassen: '' ' \ ' ' _.,, ". 1 i ., ' el 

' .' 

Diensta\.l.fsichtführ~nde Stell.e: ·Konsistorium , 

Abschnitt VI · 
Veränderungen des Dienstverhältnisses 

Teil 1 

Pfarrstellenwechsel 

§ 51 
Allgemeines 

(1) Ein Pfarrstellenwechsel ist mögÜch durch 
a) Bewerbung um eine andere Pfarrstelle, 
b) Ruf in eine andere Pfarrstelle, 
c) Versetzung im Interesse des Dienstes. Die Verset­
zung im Interesse des Dienstes ist nur in den Fällen 
der §§ 55 bis .57 zulässig. 
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(2) Ein Pfarrstellenwechsel ·innerhalb des Geltungsbe­
reiches dieses . Gesetzes gilt iri jedem Fall ·als Fortset­
zung des ·Dienstverhältnisses. Bewirbt ;sich· ein Pfarrer 
uin eine· Pfa.rrsteUe außerhalb· seiner 'bisherigen Glied­
kirche, so soll er zuvor mit seiner'; dienstaufsichtfüh­
renden Stelle Fühlung nehmen. 
Dienstaufsichtführerrde Stelle ~ep: Abs. 2: Konsistori-
um· , ·,. 

(3) fü _allen Übrigeµ Fällen regelt sich ein Pfarrstellen­
weChsel na(lb den Vorschrifteri üÜ,~r die Entlassung aus 
dem riie_nst <§ 65>, · · · · ' ·· 

. §.52. 
Bewerb'uµg um eine . andere Pfarrstelle 

0)· Jeder Pfartier k~JJ~· sidl friib~stens fünf Jilhre· nach 
der Ubertragung einer Pfarrstelle nach Maßgllbe des 
glielJ~rchliclteP, Rechts um eine !'nder.e Pfarrstelle be-
werben. ·( 
(2) Die .bisherige< Gemeinde ,sowie <Ue dienstaulsicht-

, führende Stelle sind von ihm unverzüglich naclt der 
Entscheidung über den Stellenwechs.el zu ·unterrichten. 
Zwischea dieser Mitteilung. und. dem Stellenwechsel 
müssen m,indestens dPei Mönate .liegen. 
Dienstaufsichtführende :stelle· gern. Abs. 2: Konsistoti-

' um 
(3) .Die Fristen in den. Absatzen i und 2. können von 
der dienstaUfsiclttführendeii Stelle . nadl ·Anhören der 
bisherigen (leJtieinde ver:kiii<zt\vei'ileit~ 
Dienstaufsichtführende Ste!Üe gern. Abs. 3: Konsistori~ 
um 
hierzu § 20 PfdrAG. EKU! , . 
Umzugskpstenerstattuµg be~ vorzeitigem Stellenwechsel 
Verläßt der .Pfarrer die Pfarrstelle mit Zustimmung 
des Kt>nsistoriums. (des LiiJ14~~ircheJ\riits) vor Ablauf 
von drei Jahren,. ,so hat die bisher!ge Gemeinde einen. · 
Ansprucl). ·auf. Ers~attung· d~,t)U~:Wgs~osten gegeniiJ:>er 
der neuen ßemeipde. · · /;1 · · · 

§ 53' 

Rat zum Wechsel der Pfarrstelle 

· (1) Hat ein ·Pfarrer zehn ·Jahre in einer Gemeinde 
Dienst ... getan, so prüfen die a_n ·der . Ubertrag11ng der 
Pfarrstelle Beteiligten gemeinsam mit. dem l'farrer, .ob 
er.· weiter in seiner· S.telle. Dienst tu~ soll oder ob ein 
Stellenwec1tsel geraten ersc1teint, · · · · 
(2) Wird dem Pfarrer. zu· einem SteOenwechsel .geraten, · 
so soll er sich innerhalb eines Jahres um eine. Pfarr­
stelle in .einer anderen Gemehtde bewerben. Er kann 
.auch in .eine andere Pfarrstelle.ger11ren werden. 

§ 54 

Ruf in eine andere Pfarrstelle 
(1) Der pfarret )kann in eine andere Pfarrstelle geru­
fen werden, '' ' 
a) . \:v.ehJ1 · drlngertde Gründ,e vorliegen,· im kirchli~en 

~)nteresse eine bestimmte l'tarrstelle durch den Pfar-. 
''rtifzu besetzeq, · . . . ·· 

b) wenn es Jur Sid..erung ein~r ordnungsgemäßen Ge~ 
.. samtbesetzung. der Pfarrstelle innerhalb einer Glied-
kirche notwendig ist 

(2) Der Pfarrstellenwechsel muß. dem Pfarrer zumut-
bar sein. · 

(3) Die .zuständige Stelle .teilt dem Pfarrer schriftlich 
ihre .Absicht mit, ihn in eine andere Pfarrstelle zu ru­
,fen, und fordert ihn auf, sich innerhalb von zwei Mo­
naten schrif.tlich zu ·äußern. Sie entscheidet danach; ob 
sie den . Pfarrer in die ·andere -Pfat.rstelle ruft. Der 
Pfarre.r soll dem Ruf Folge lei11tep:1

• 

Zuständige Stelle gern. Abs. _3: Kirehenleitung. 
1 

(4) Das Nähere über die Zuständigkeit und das Ver­
fahren beim Stellenwechsel durch Ruf wird gliedkirch-

lieh geregelt. Das gliedkirchliche Recht kann auch Be­
stimmungen über· die Versetzung des Pfarrers in die 
andere Pfarrstelle .treffen, wenn er dem Ruf nicht Fol~ 
geleistet. 
Anmerkung: Das Verfahren beim Stelienwechsel durch 
Ruf ist in der Evangelischen Landeskirche Greifswald 
nicht geregelt 

TeU 2 

Versetzung aus der bisherigen. Pfarrstelle 

§ 55 .· 
Versetzung wegen Aufhebung oder Stillegung einer 

· Pfarrstelle · 
(1) Der Pfarrer kann ohne sein Einverständnis aus sei­
ner bisherigen ·Pfarrstelle · ver:setzt werden, wenn 
rechtskräftig'- festgestellt worden ist, daß diese Stelle 
aufgehoben wird .• oder daß sie . künftig dauernd unbe-
setzt bleiben soll (Stillegung). " ' 

(2) Die zuständige Stelle teilt· dem Pfarrer diese Fest­
stellung schriftlich mit •. Sie fordert ihn zugleich schrift­
lich auf, sich innerhalb eines halben Jahres um eine 
andere Pfarrstelle izu bewerben oder dem Ruf in eine 
andere Pfarrstelle zu folgen. Es sind ·ihm mindestens 
zwei geeignete frefe .Pfarrstellen riachzuwei$en. 
Zuständige Stelle.gern. Abs. 2: Konsistorium 

(3) Ist der Pfarrer nicht bereit, sich um eine andere 
Pfarrstelle zu. bewerben. oder dem ·Ruf in eine andere 
Pfarrstelle zu fe>•gen, oder gelingt es nicht; ihni inner­
ha_lb eines Jahres eine andere 'Pfarrstelle zu übertra­
gen, so kann die zustäµdige steile die Versetzti!lg des 
Pfarrers. a11s der . 'f!•sherigen J,>farrstelle b«!Schließe.n. Der'• 
Beschlu.ß ist scJtdttlich mitzuteilen .und zu begründen. 
Dem Pfarrer .kann vorläufig ein Auftrag ·zur Verwal­
tung einer anderen Pfarrstelle erteilt werden, Ist die 
Ubertragung ei11er anderen< Pfarrstelle auch innerhalb 
eines weiteren J'hres niCht möglich, so kann er in den 
Wartestand verletzt werden. · 
Zuständige Stelle gern. Abs. 3: Konsistorium:_ 

(4) Bei der Auswahl der Pfarrstellen nacli Absatz 2 
und bei der Beauftragung nach Absatz 3 ist auf die 
persönlichen Verltältnisse des Pfarrers Rücksicht zu 
nehmen. ' .,; 

(5) Das Nähere über das Verfahren bestimmt das glied­
kirchlich~ Recht. 
hierzu§ 21 PfclrAG EKU 
Rechtsmittel 1 bei 'Versetzung wegen Aufhebung oder 
Stillegung der Pfarrstell:e' 
(l) Über die Versetzung aus der bisherigen Pfarrstelle 
beschließt das Konsistorium (der· Landeskirchenrat). 
(2) Gegen den Beschluß des Konsistoriums (Landeskir­
cherfrats). über die Ver,§etzung des Pfarrers aus der 
bisherigen Pfarrstell.e ist die :Beschwerde bei der J{ir­
chenleitung zulässig. Sie ent_scheidet endgültig. 

§'56 
Versetzung 'aus gesundheitlichen Gründen 

(1) Der Pfarrer kann ohne sein Einverständnis aus 
seiner bisherigeo Pfarrstelle versetzt werden, wenn 
.sein Gesundheitszustand die Ausübung des Dienstes in 
dieser. Stelle. erhe):>Iich . beeinträchtigt~ Als erheblich ist 
die Beeinträchtigung' anzusehen, wenn der Pfarrer in­
folge einer Erkrankung seit;.en Dienst in der bislleri• 
gen Stelle langfristig nicht mehr voll versehen kann. 
(2) Die zuständige.· Stellei teilt dem Pfarrer und den 
anderen nach gliedkirchlichem Recht zu Beteiligenden 
schriftlich mit, daß sie. die Versetzung aus- der bisheri­
gen Pfarrstelle beabsichtigt. Sie fordert die BeteUigten 

. auf, innerhalb von 2jWei Monaten Stellung zu· nehmen! 
Zuständige Stelle geJT\. Abs .. 2: Konsi_storium 

(3) ,zur . Feststellung des Sachverhalts sind durch die 
zuständige Stelle die erforderlichen Erhebungen durch-

2 
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zuführen. Der Pfarrer ist verp:llichtet, ein vertrauens­
ärztliches Gutacbten über seinen Gesundheitszustand 
beizubringen und sich d~zu ärztlich untersµchelt zu 
lassen. 
Zuständige Stelle gern. Abi;. 3: Konsistor:ium: 

(4) Nach Abschluß der Erhebungen. entscheidet die zu­
ständige Stel•e über di.e Versetzung aus der bisherigen 
Pfarrstelle. Der .Beschluß ist den Beteiligten schriftlich 
mitzuteilen und -zu begründen. 
Nach Rechtskraft der Entscheidung sind dem Pfarrer 
mindestens zwei geeignete freie Pfarrstellen nachzu­
weisen. 
Zuständige Stelle gern. Abs. 4: Konsistorium 

(5) Ist. der Pfarrer nicltt bereit, sich um eine der nadl­
gewiesenen Pfarrst.ellen zu bewerben oder· dem Ruf .in 
eine andere Pfarrstelle Folge zu leisten, oder gelingt 
es ihm aus anderen Gründen. nicht, innerhalb eines 
Jahres die Pfarrstelle zu wechseln, so kann ihm ein 
Auftrag zur Verwaltung einer Pfarrstelle ·erteilt wer-

. den; er kann auch in den Wartestand versetzt werden. 

(6)
0 

Bei der Auswahl .der Pfarrstellen nach' Absatz 4, 
bei der ßeauftragung nach Absatz 5 ist auf die per· 
sönlichen Vel,'hiiltnisse des Pfarrers Rücksicht. zu neh~ 
men. 

(7) Das Nähere über das Verfahren ·bestimmt das. glied­
kirchliche, Recht. 
hierzu § 22 PfdrAG EKU 

Verfahren 'zur Versetzung aus gesundhe~tlichen Grün-
den · 
(1) An· dem Verfahren sind außer dem betroffenen 
Pfarrer der Gemeindekirchenrat das (Presbyterium), 
der Kreiskirchenrat und in Gliedkirchen:, in: denen das 
Amt des Propstes (des Generalsuperintendenten) be­
steht, auch dieser zu beteiligen'. 
(2) Gegen die Entscheidung .des konsitoriums (Landes­
kirchenrats) nach § 56..Absatz 4\st inn.erhalb von zwei' 
Wochen nach Zustellung die Beschwerde bei der .Kii'­
chenleitung zulässig, soweit gliedkir;chlich nichts ande­
res bespmmt . ist. Die Kirchenleitung entscheidet end­
gültig, ·sofern nicht nach gliedkirchlichem Recht das 
kirchliche Verwaltungsgericht angerufen werden kann. 
((3) Der Nachweis geeigneter freier Pfarrstellen nach 
§ 56 Absatz 4 und d.ie Erteilung eines Auftrages nach 
§ 56 Absatz 5 obliegt dem Konsistorium (Landeskir­
chenrat). 

§ 57 

Versetzung aus anderen dienstlichen Gründen 

(1) Der Pfarrer kann ohne s.ein Einverständnis aus sei­
ner bisherigen Pfarrstelle versetzt wercl~n, wenn ein 
gedeihliches Wirken Üt der bisherigen Pfarrstelle. nicht 
mehr. gewährleistet ist, ohne daß der Grund im Ver-
halten des Pfarrers zu liegeµ braucht. ' 

(2) Die z,µständige Stelle teilt dem Pfarrer und .. den an­
deren nach gliedklrchlichem Recht zu · Betei.igenden 
schrif*lich mit, daß s.fo die Versetzung aus der bisheri­
ge~ •Pfarrstelle beabsichtigt. ·Sie fordert .die'. Beteiligten 
auf,, innerhalb von zwei Monaten Stellung zu nehmen. 
Zuständige Stelle' gern. Abs. 2 :.Konsistorium 

(3) Zur Festellung des Sachverhalts sfüd die erforder­
lichen Erhebungen durchzuführen. Für die Dauer des 
Verfahrens kann dem Pfarrer ein Auftrag zur Verwal­
tung einer anderen Pfarrstelle erteilt werden. Aus 
zwingenden Gründen kann er unter Belassung der 
Dienstbezüge auch ganz oder teilweise ·beurlaubt wer­
den. Rechtsmittel gegen diese Maßnahme ridlten sich 
nach gliedkirchlichem Recht. 

(4) Nach Abschluß der Erhebungen eatsdl.eidet die zu­
ständige· Stelle über die Versetzung aus der bisherigen 
Pfarrstelle. Der Beschluß ist den Beteiligten schriftlich 

.mitzuteilen und zu begründen. Naclt Rechtskraft der 
Entscheidung siml . dem Pfarrer mindestens zwei. geeig­
nete frefo Pfarrstellen nacJJzµweisen. 
Zuständige Stell'e gern. Abs. 4: Kirchenleitung 

(5) Allein aus. den Tatsachen, mit denen die Notwen•' 
digkeit der Versetzung. aus der bisherigen Stelle be­
gründet· worden ist, können Einsprüdle · geg~n den. 
Pfarrer im Verfahren zur Besetzung der neuen 'Pfarr­
stelle nicht hergeleitet werden. 
(6) Ist der Pfarrer nicht bereit, siclt um eine der nach­
gewiesenen Pfarrstellen . zu bewerben oder dem Ruf in 
eine andere Pfarrstelie · Folge zu leisten, oder gelinitt 
es ihm aus anderen Gründen nicht innerhalb eines 
Jahres die Pfarrstelle zu wechseln, so kann 'ihm ein 
Auftrag zur Verwaltung einer Pfarrstelle erteilt wer­
den; er kann auch in den Wartestand versetzt werden. 
(7) Wird-im Verfahren zur Versetzung aus der blsheri­
gen Pfarrstelle festgestellt, daß die Gründe, die zu dem ' 
Verfahren geführt haben, ein gedeihlicltes Wirken .audl 
in einer anderen Pfarrstelle zunächst nicltt erwarten 
lassen,· so kann der Pfarrer sogleich in den Wartestand 
versetzt werden. 
(8) Das Nähere über das Verfahren bestimmt das glied­
kirchliche Recht. ·Es tri#t .insbesondere Bestimmpngen 
über die Beteiligung . eines Synodalausschusses oder 
einer Pfarrervertretung. Im Falle des § 40 .tl.bsatz . 4 
kann das Verfahren vereiufacht werde,11. 
hierzu§ 23 PfdrAG EKU , 

Verfahren zur Ver::;etzung aus anderen dienstlichen 
Grliilden 
(1) · An 'dem Verfahren sind außer dem betroffenen 
Pfarrer der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium), 
der. Kreiskirchenrat und in Gliedkirchen, in denen das 
Amt des Propstes (des Generalsuperintendenten) be-
steht, auch dieser zu beteiligen. · , 
(2) Pas Konsistorium (der Landeskirchenrat) teilt dem 
Pfarrer die Absicltt mit, ihn zu versetzen. Es .stellt die 
erforderlichen Erhebungen. an und kann die in § 57 
,Absatz. 3 vorgesehenen einstweiligen Maßnahmen tref­
fen. Gegen diese Maßnahmen ist die Beschwerde bei 
der Kirchenleitung zulässig„ Sie entscheidet endgültig. 
(3) Nach Absc:hluß der Erhebungen entscheidet das 
Konsistorium (der Landeskirchenrat), ob es an der 
Versetzungsabsicht festhält oder das .. Verfahren ein-
~~ . . . 
(4) Wird das Verfahren nicht eingestellt, .so leitet das 
Konsistorium (der Landeskirchenrat) die Unterlagen 
einem Synodalausschuß' z\.t u.nd beantragt b.ei der Kir­

. chenleitung festzustellen, . daß der 'Pfarrer versetzt wer-
den muß. ' · 

(5) Die Zusammensetzung des Synodalausschusses rich­
tet sich nach gliedkirchlichem Recht. Der Synodalaus­
scl).uß kann selbst · Erhebungen durchführen. Er hört 
insbesondere ßen betroffenen Pfarrer, ·der sich eines 
Beistandes beijienen kann, und das Konsistorium (den 
Landeskirchenrat). Sein Beratungsergebnis teilt er der 
Kirchenleitung (dem Landeskirchenrat) mit. · 
(6) Die Kirchenleitung (der Landeskirchenrat) entschei­
det nach Eingang des Vot'ums des Synodalausschusses 
über die Notwendigkeit der Versetzung. Stimmen ·das 
Votum des Synodalausschusses und die Entscheidung 
der Kirchenleitung (des· Landeskirchenrats) überein, so 
ist diese endgültig und wird mit der Zustellung an .den 
Betroffenen rechtskräftig. 
(7) Weicht die Kirchenleitung (der Landeskirchenrat) 
in ihrer Entscheidung VGJm Votum . des Synodalaus­
schusses ab, so steht dem betroffenen Pfarrer naCb 
Maßgabe des gliedkirchlichen Rechts der kirchliche Ver­
waltungsweg offen. 
(8) Die Gliedkirchen können von den Absätzen. 4 bis 7 
abweichende Regelungen treffen. und bestimmen, daß 
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... 
das Konsi:storium über. di~':Not\iirendigkeit der Verset­
zung entsChefüet. In diesem' Fafü/ist innerhalb von 
zwei Wochen n.ach Zustel'(u1ig der Ent$cheidung die 
Beschwerde b'ei der· Kirchenleitung. zµIässig: · 
(9) Die D).:m;hfii,brung .. (fer. :Y:e:r:s.et;z;µng µurch ~achweii; 
geeigneter. Pfarrstellen .nach . §. 57 Absatz 4 oder durch 
Erteilung eines .Ä.uftrages Z,l.U':··'\';erw.i;iltung .einer pfarr­
stelle nach, §' .57 Absatz; ,(k,obliegt.; eiern 15=onsistoriµm . 
(Landeski~chenrat). § 57 A,bs~tz. 3: ~ätze 2 bis 4. fi?den 
entsprechentje Anwendung .... ·.. · · . 
(10) .. · Beabsjch~igt. das Kon·s~t~~ium; (der Landeskirclien-' 
J;at) :eiµe. Yepsetzung in d«m Wa~e~iand n,acb,,§ 57 Ab­
satz 7! :f>O istd.ies spä,testemi: Q~ch-'A,bsch,luß der, Erhe.-
l;>ungen deµ..;B.etlil,iligtelJ mitzutei,lepJ.. . 
(ll) Im. Fall des § ·· 40, ·Absatz: 4 1 desif.P.farrerdienstgei;!et,;. 
zes •.. kamn . auf• :Erhebungen t d,es• Konsistoriums (Landes­
kircl,\en,rats), l!'ef;ziffiJ~ , w:erd,et/.· PE!r. Synodalausscb,uß 

„ ist 1,1U:r einzus.~alteJil,. :weJ.ln; d~/:"•,S,µ,RerintendeJ.lt ,(K;r~s­
ob,erpfarrer): uz;l,Q1:.4er l!· Rropst ;(Qeri~ralsuperintend~t) 
einer Yersetzut;tg;W·id~~pre:~en.: 
sowie §•5 iPfdr:tl>G cJreifSwald . 1 ,, 

(1) .. Der . Synodalaussch µß. f:ür . V erse:tzungsveHahreri 
witCI vöri d~r Landess:Yii()a~r. Hir tlt~ 'J)iiuer ihrer Amts­
zeit gew'ähif Ünd · blen'Yt 'Pig'·zti!.'·:Neti:wah:1 'im A:mt 

'-;,':.« . :-,,.~" '·~.~·:,,'.'?'' :„·:'-' '.~:.-··.·.<,\; "'--*~;i:i·.t «1•'·~:"J";;i.·',•',J', > '• • 
(2) E;r, ,l>~st~ht atis ~iri~ßUper\pf~~flen.ten., einem qe­
meiiICiepfarrer, einem Nritai$eit~r .Urid. zwei. zum .Älte­
stenamt befähigteli jGemeiOdegÜeciern~ aie nicht iri. ei­
nem kirchlichen Arbeits- odel,- •Dienstverhältnis stehen. 
Jfür je(le~ Mitglied des . AtiSschJis.ses . ist. ein Stellver­
treter zu bestellen, der gleichzeitig Ersatzmitglie(l ist. 
M~tglieder der Kirchenl~i_~i.:m~ img .des. E:ollegiums des 
Ko'nsjstoriums können dem AussChuß nicht angehören. · 
(3) ber ~µss<;Iiuß wählt ·eihe{Y.br,sitz~nden au~ ~einer 
11,jitte. Er kann Zeugen und Satjlyerstän.dige anhöl'.en:. 
(4) Bei:iient sich der ... Betroffene eines :Beistandes, so 
muß clie~er rder evangelischen. Kirch.e angehören. 

' 
Teil 3 

Wartestand und ·~u~estand 

§ q8 •i' 

Wartestand 

(1) Die Versetzung eines Pfarrers in den/ Wartestand 
ist außer in deJ;l Fällen del," §§ 39 Absatz 3, 40 Absätze 
3 und 4, .55 Ab.satz 3 sat:1; 4; 56 A)js11.tz 5, 57 Absätze. 6 
und 7 dieses Gesetzes nur fo' sj>ICIJen FäÜen zulässig, 
in denep kircliengesetzliche :Bestimmµngen .die Ver.set­
zung in den Wartestand au!!<lrückucli 'vorsehen. 
hierzu§ 25 PfdrAG EKU 

Wartestand,·: aus Gesurid!)~itsgrii~cien auf eigenen An-
trag · · • 

(1) über die in·§ 58 Absatz 1 genannten Fälle hinilus 
kann. ein, J:>fa:rr,.er, der ausrG!*lundheitsgründen in der 
Ausübumgide~ >Dienstes beeinträchti~t ist, ohne daß die 
Vor;u'.iss~t~u:hg~p für eineVersetzungin den Ruhestand 
gegeben· ~sind, in den Wattestancl' versetzt werden, 
wenn ~ ·.es .auf Empfehlung des Konsistoriums bean~ 
tragt: · · 
(2) Bei einer Versetzung in dim Wartestand nach Ab­
satz 1 finden .die Verfahrensbes:timri:iungen des § 58 
des Pfarrerdienstgesetzes und der '§ 24 .dieses. F;:irchen­
gesetzes keine AnwenQ.ung ..... 

(2) Die VersetZung in . den .. Warte!ltand wird von. der 
nach gliedldrch~icheht Recht. zu~tii~dilfen Stelle ausge­
sprochen. Gegen die Entseheidting 'ist innerhalb von 
zwei Wochen die· Beschwerde zuläsiilg. Stützt sich die 
Versetzung in den Wartestaiid auf l 55 Absatz 3 Satz 
4, § 56 Absatz 5 oder § S7 Absätz'li 6 oder 7, so können 

mit der Beschwerde Einwände gegen das vorangegan~ 
gene reclitskräfti~ abgeschlossene VersetzUngsverfahren 
niclit;·geltend gemacht werden. · 
Zuständige Stelle gern. Abs. 2: Konsistoriu.m 

, 

(3) Für .die Dauer des Verfahrens zur Versetzung in 
den Wartestand kann der ·Pfarrer unter Belassong der 
Dienstbezüge mit. einem Dienst in einer anderen Pfarr~ 
stelle beauftragt oder beurlaubt werden. 
hierzu § 24 PfdrAG EKU 

Verfahren zur Versetzung in den Wartestand 

(1) Vor der Versetzung in den Wart.estand hört das 
Konsistorium (der Landeskirchenrat) den betwffenen 
Pfar~er, deh 'Gefueindeldrchenrat (das Presbyterium) 
und den Kreiskirchenrat. In den. Fällen. ·d~s § 55 Ab­
satz 3 Satz 4, §i 56 Absatz 5 und § 57 Absatz 6 ist eine 
nochmalige Anhörung im Wartestandsverfahren nicht . 
erforderlich.. ''' 

(2) .Qegen füe Versetzung i.n den Warte~tand ist nach 
Maßgabe des § · 58 Absatz 2 die Beschwerde bei ·der 
Kirchenleltung zulässig., Diese ents.ch~det . endgÜltig. 
Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen und dem 
Pfarrer · zuzustel1eq~ Sie wird mit' ·der Zustellung 
rechtskräftig. Der Wartestand beginnt mit Ablauf des 
Mo11ats, in dem. der Beschluß rechtskräftig geworden 
~t. . 

(3) Einstweilige Maßnahmen nach § 58 Absatz 3 trifft 
. das Kon.sistorimn .(der Landeskirchenrat). Dagegen ist 
innerhalb von· i4 ·.Tagen nach Mitteilung der Maßnah­
me an den Betroffenen di('i Beschwerde bei i:Ier Kir­
chenleitung zulässig, die enQ.gültig entscheidet. Die Be­
schwerde hat iri. den Fällen der §§ 55 Absatz 3 und 56 
Absatz 5 aufschiebende Wirkung. · 

(4) ~Gliedkiri::heq, in denen kirchengesetzliche Bestim­
mungen .die Versetzung in. den Wartestand auch für 
andere als die in § 58 .Absatz 1 des Pfarrerdienstge-· 
~tzes. und in~•§ 25 dieses. Kirchengesetzes genannten 
Fälle, vorsehen, könneri für das Wartestaridsverfahren 
in diesen Fällen Bestimmungen treffen, die von den 
Absätzen 1 bis 3 abweichen. · 

(5). Für das Verfahren zur Versetzung in den Warte­
stand nach § 57 Absatz 7 gilt § 23. 

§ 59 

Rechtsfolgen des Wartestandes 

(1) Mit dem Eintritt in den Wart,eStl(ind verliert der 
P~arrer sein.e ·Pfarrstelle und, soweit nichts anderes 
b~stimmt wird, . die ihm sonst von .. der . KiJ,"che über„ 
tragenen Aufgaben und Funktionen. Im übrigen da11~ 

· ert das. Dienstverhältnis des Pfarrers zur Kirche fort. 

(2) Der in den Wartestand .versetzte Pfarrer erhält 
Wartegeld nach den kir~eni:echtlie1Je11 Besti~mungen. 

(3) .Ober· die Versetzung in de11 ·Wartestand erhält der 
P.farrer' eine Urkunde. 1Ji; ihr iSt anzugeben,. von ·wel­
chem Zeitpunkt an die Verset:/lung wirksam; wird. Die„ 
ser Zeitpunkt darf nicht vor dem Tag des Zugangs lie­
gen. Der Pfarrer. führt seine bisherige Dienstbezeich­
nuµg mit dein Zusatz „im Wartesfand". 

(4) Dem Pfarrer im Wartestand kann gestattet werden, 
sich um eine freie Pfa11r.steUe zu bewerben. 

(5) Der. Pfarrer im Wartestand ist verpftichtet, einen 
ihm zumutbaren Dienst innerh~lb der Kirche .. zu Ü~er­
nehmen. Versieht ,er auftragsweise den vollen. Dienst 
eines Pfarrers, erhält er die gleichen Bezüge, aJs. wäre 
ihm eine Pfarrstelle übertragen. Verweigert er ohne 
hinreichende Grii'lide die Übernahme des ihm übertra­
genen Dienstes, so können seine Bezüge gekürzt : oder 
entzogen werden. Er kann auch in den Ruhestand ver-
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setzt werden. Gegen die Kürzung oder den. Entzug der 
Bezüge · oder gegen die Versetzung in den Ruhestand 

-· . ist innerhalb von zwei Wochen die Beschwerde zuläs­
sig. 
hierzu § 2.6 Pfdr;AG EKU 

Verfahrensvorschriften für Entscheil'.!ungen während 
des Wartestandes 
(1) Für. die Entscheidung, ob der Pfarrer im 'Warte­
stand sich um eine freie .Pfarrstelle bewerben ·kann, 
und für die Übertragung etnes zumutbaren Dienstes 
im Wartestand .ist das :Konsistorium (der Landeskir­
chenrat) zustä9.dig. Die Bew,~rbung kann für einen 
Zeitraurn von· längsteµs : drei, .Japren ausgeschlossen 
werden, wenn. cJ,ie Grµqqe forthestehen, die zur Ver­
setzung in den Wartestand fül:\rten. 
(2) Auf die :Kürzung qder den Entzug .der Bezüge. nach 
§ 59 Absatz 5 S!J.tz ~ findef § .19 Anwendung. · 
(3) Die Beschwerd~ gegen die Versetzung .in den Ru:­
hestand ist bei d~r Kirchenleitung einzulegen. Sie ent-
scheidet endgültig. • 

§ 60 

E'1de des Wartestandei' 
Der Wartest.and · ~~det, wenn 
a) dem Pfär~er e,iße'pfarrstelle übertragen, 
b) der Pfa'.rrer i'ri den Ruhestand versetzt, 
c) das· Dienstverh'ältnis als Pfarrer beendet 
wird, ' ' ' 

§' 61 
'"' 

Ruhestand 
De.r tl'bergang in. den Ruhestand)st außer in den Fäl­
len des, § 59 A~saiz 5, § 62 und § 63 dieses Gesetzes 
nur i~ ,sol!Jhe;n. · Fälle;n. zulässig, in denen kirchenge­
setzliche Bestimmungen die Versetzung. in den Ruhe­
stand ausdrücklich vorsehen. 

§ 62 

Ruhestand wegen Erreichen der Altersgren.ze 
(1) Der Pf11<rrer. tritt wit ,.Beginn des ·Monats, in dem er 
das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet ,,,_ bei 
Frauen ist es das sechzigste Lebensjahr - in den Ruhe­
stand. . 
(2) Wenn dringende dienstliche Gründe er erfordern, 
kann im Einzelfall mit. Zustimmung des Pfarrers der 
Eintritt in :deir Ruhestand für eine bestimmte Frist, 
längstens für drei Jahre, über die Altersgrenze hinaus'­
geschoben werden. 
(3) Wenn der Eintriti/in den Ruhestand über den in 
Absatz 1 genannten Zeitpunkt hinausgeschoben worden 
ist, ist der Pfarrer auf seinen Antrag ,jederzeit in den 
·Ruhestand zu vensetzen. · 
(4) Bei kirchUchem Notstand kann die i'n Absatz 1 ge­
na;n.nte Altersgrenze zeitweilig hinaufgesetzt werden. 
hierzu § 27 Pfdr AG EKU 

Ruhestand bei Erreichen der Altersgrenze 
(1) .Der 'Eintritt in den Ruhestand aus Altersgründen 
wird vorri Konsistorium (Landeskirchenrat) festgestellt. 
(2) Die Entscheidung nach § 62 Absatz 2 trifft das 
Konsistoi::ium (der . Landeskirchenrat) auf Antrag des 
Kreiskirchenrats. Der Gemeindekirchenrat (das. Presby­
terium) und in Gliedkirchen, in .denen es da.s Amt des 
Propstes (G;enetalsupei::intencienten) gibt, auch .. dieser, 
sind zu: hören. . · 
(3) 'O'ber . eine zeitweilige J;iinaufsetzung der Alters­
grenze bei' ki.rehlichem 'Notstand eritscheidet die Syno­
de der Evangelischen Kirche der Union. 

§ 63 
.. Ruhestantt . wegen Krankheit 

1(1) Der· Pfarr.er ist auf seinen Antrag oder von Amts 
wegen in den Ruhestand zu versetzen, wenn er wegen 

seines Gesundhtitszu,standes dauernd. dienstunfähig ist. 
Als dauernd. dienstunfähig kann. der Pfarrer angesehen 
werden, . wenn er infolge seiner Krankheit .mehr als 
drei Monate lang keinen Dienst. getan hat und keine 
sichere Aussicht besteht, daß er 'innerhalb weiterer 
sechs Monate wieder dienstfähig wird. 
(2) Der Pfarrer ist verpfticlttet, ein vertrauensärztliches 
Gutachten über seinen Gesundheitszustand beizubrin:. 
gen und sich dazu ärztlich untersuchJn zu lassen. Et­
waige Kosten der Untersuchung \ trägt die dienstauf- , 
sichtführende Stelle. 1 

J?ienstaufsichtführende Stelle gem. Abs. 2 :. Konsistori-
um 

· (3) Soll der Pfarrer aus 'Krankheitsgrü1.1den von Amts 
wegen in den Ruhestand versetzt werden, sind ihm die 
Gi;ünde schriftlich mitzut.eilen. Der pfari:er ka.nn i1.1-
nerhalb von vier Woclten Einwendungen erheben .. 

(4) Werden keine Einwepdungen in. der. genannten 
Frist . erhoben, wird der l'farrer in den· Ruhestand ver-

. setzt. 

(5) Erhebt der Pfarrer E-inwendungen gegen die vor­
gesehene Versetzqng .in den Ruhestand, so entscheidet 
dle zuständige Stelle. Sie hört . zuvor außer dem Pfar­
rer .. d.as vertretungsberechtigte Organ ·des. Dienstbe­
reichs, den. Diensta\lfsichtführenden··und,. soweit ·es das 
glieqkirchliche Recltt vorschreibt, .·andere Beteillgte, 
Zuständige. Stelle gern. Abs. 5: Kirchenleitung; 
vertretungsberechtigtes ·Organ:. Gemeindekirchenrat; 
Beteiligter: Superintendent 

(6) Dem Pfarrer ist die Entscheidung schriftliCh mitzu­
teilen. Lautet die E;ntschei'dung auf Versetzung in den 
Ruhestand, ·so ist zugleich der Beginn des. Ruhestandes 
festzusetzen .. ·Der Ruhestand darf nicht früher als zwei 
Monate i;iach Mitteilung der Entscheidung beifinnen. 

(7) Für die Dauer des Verfahrens kann der Pfarrer 
unter Belassung der Dienstbezüge ganz oder teUweise 
beurlaubt wei:den. 
hierzu§ 28 PfdrAG EKU 

Verfahren zur Versetzung in den Ruhestand wegen 
Krankheit 
(1) Das. Konsistorium (der Landeskirchenrat) veranlaßt 
die notwendigen ärztlichen Untersuchungen und· führt 
etwaige sonstige Erhequngen. durch .. 
(2) Hat der Pfarrer die Versetzung in den Ruhestand 
beantragt, oder erhebt er gegen seine Versetzung in 
den Ruhestand keine Einwendungen; so entscheidet 
das Konsistorium (der Landeskirchenrat) unter Beach„ 
tung der Frist des § 63 Absatz 6. 
(3) Erhebt der Pfarrer Einwendungen, so entscheidet 
die Kirchenleitung,' nachdem detn ·Betroffenen, dem Ge„ 
meindekirchenrat (Presbyterium), dem Superintenden­
ten (Kreisoberpfarrer) und, wo es das Amt gibt, dem 
Propst (Generalsuperintendenten) Gelegenheit zur Stel­
lungnahmEl gegeben worden'. ist.· Die Kirchenleitung 
e.ntscheidet· endgültig, sowei~. nicht n·ach gliedkirqb.­
lichem R~cht\der Rechtsweg' zum kirchlichen Verv/al'.':' 
tU:ngsgericht. eröffnet ist. '• ' 
(4) Eine Beurlaubung nach § 63 Absatz 7 obliegt dem 
Konsistorium (Landeskirchenrat). 

§ ß4 

Rechtsfolgen des Ruhestandes 

(1) Mit dem Beginn des Ruhestandes ende.t ·die Ver­
pflichtung zur Ausübung des Dienst.es. Der Pfarrer 'l(er­
liert seine bisherige Pfarrstelle. Im übrigen dauert das 
Dienstverhältnis des Pfarrers zur Kirche fort. Er UJl­
tersteht weit.erhin der Lehraufsicht seiner Kirche und 
dein Disziplinarrecht. Der· Pfarrer erhält ·Versorgungs­
bezüge. 
(2) Der Pfarrer erhält iiber den Eintritt in den Ruhe-
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stand eine t:Jrk~nde, In. ihr is.t. anzugeben, zu welcltem 
Zeitpunkt der Ruhestand wirksam 'wird. Dieser Zeit­

. Pl!nkt darf nil)ht .· vor deni . Tag ·des . Zugangs liegen. Der „ Pfarrer • führt : seine bisherige Dienstbezeichnung mit 
d~m Zusatz l,jm Ruh.estaild"'; . · 

, '· ~, '' r' ' ' 

(3) Wenn die. ß,ijcksicht auf d.en Qienst und die Ge-
· meinde,. insbesondere im. bisherigen Dienstbereich, dies 
gebietet,. können.:tlem ~l,\i:rer. Jll1 }tuhestand Beschrän­
kungen in •der ~usub:ung . d~s i,teclits. zur iiffentlichen 
WortverkÜru:ligurig· und .zur Verwalti,111g von Taufe und 
Abendmahl, insbesondere hinsichtlich der .. Vornahme 
voh Amtshandlungen, aufetlegt .w:erden. 
Zuständig für Entscheidungetl gem. Abs. 3: Konsistori­
um nach Anhörtihg des Gemeindekirchenrats und des 

. Kreiskirchenrat§ < • · · 
(4) Mit seiner Zustimm'.i.ntg .. können dem· P~ar.re:r im 
Ruhestand .(\.Ufträge. · iuni · Ditlnst in einer · Pfarfstelle 
oder zu'~'einem ander.en kircliliehen Dienst erteilt wer­
den. :Neben den .v~rsorgungstiezÜgen erhält er·etne'an­
gemessene Entschijdigung. 
Zuständig für Entscheidungen gern •. Abs. 4: Konsisto­
rium naChAnJi,övung desGemeindekirchenrats und des 
Kreiskirchenrats 

(5) Einem Pfarrer, !'ler. das' zwelj,tndsechzigste .Lebens­
jahr noch nicht . vollendet 11at ..:. bei Frauen . ist es das 
siebenundfünfzigste Leben\ijabr ·~. kann bei Wegfall 
der Gründe für die Versetzung in d.en Ruhestand er­
neut eine · Pdrrstelle üMrtragen werden. Er hat dem 
Folge zu leisten. · 

Abschuitt VII 

Been:di~ung des Dienstverhältnisses 

§ 65 

Entlassung u~us dem• Dienst 
(1) . Der Pfarrer kann b~i der dienstaufsichtführenden 

· Stelle schriftlich seine Entlassung aus dem Dienst be­
antragen. Der Antrag soll mit ,Gründen versehen .wer­
den .. Der Pfarrer soll . dabei. erkl.ä,ren, welchen anderen 

, Dienst er übernehmen und ob er die in der Ordination 
begründeten Rechte gemäß § .12 Absatz. 3 behalten 
mö.chte. l)er Antrag auf .. Entla!Jsung kann zurückge­
nommen . werden, solange dem· Pfarrer die Entlassungs~ 
'Urkunde ri.och nicht zugegangen ist. 

. Dienstaufsicht-führende steile gern. Abs. 1: Konsistori­
um 

(2) Dem Antrag auf Entlas~ung ist zu entsprechen.· Die 
Entlassung hat innerhalb. voQ .drei Monaten zu erfol­
gen. De.r Pfarrer hat bis !l:ur · Entlassung unter Beach'­
tung des § 31 .seine. Dienstges~äf.te ordnungsgemäß zu 
übergeben; Die .Frist ka.nn ; verlängert werden, weun 
dfo tJbergabe. nicht (n'dnungsg41mäß erfolgt ist. 

(3) Sofern .dem Entlassenen gemäß § 12 Absatz. 3 die 
l'ii ,(ler •Or8iliation. begründeten R?chte belassen wer­
i:len>'.untersteht , er weitedUn cl,er Lehraufsicht; cl,er . Kir"'.' 
.ehe ,_nd ihrei:h.. Disziplih~t:rel)ht, so~eit die in der Or­
dinatiQJl. begrtin(leHm Rechte berührt werden. 

(4) Mil der Entl~ssung· aus. dem Dienst verliert d,er 
Pfarrer seine Pfarrstelle, seil)en ·Anspruch auf Dienst­
wohnung und alle weiteren dienstrechtlichen Ansp:rü~ 
ehe gegen die. ~Jrehe. Für entJiissen.e Pfarrer, die bis 
zum Eintritt. des V:ersorgungsfalles keinen anderen ver­
gleichbaren Versorgungsanspruclt erlangt haben, wird 
in den versorgungsrechtlichen Bestimmungen die Zah­
lung von Unterhaltsbeiträgen geregelt. 
~5) . Der, Pfarrer' .,erhält ,·über $e'ihe E1dlassung eine Ur­
kunde. Die .Entl~ssung wird mit dem in der Urkunde 
angegebenen Zeitpunkt, jedoch·frühestens mit d~m Zu­
gang rechtswirksam. Zugleich sind. dem Pfarrer die 
Jl,eclitsfolgen der• Entlassung initzuteilen. 

§ 66 

Ausscheiden aus dem Dienst 

(1) Ein Pfarrer scheidet aus dem Dienst aus, wenn 
a) er. aus der Kirche austritt oder zu einer anderen 

Religionsgemeinschaft übertritt, · . 
b) ,:Iie in der Ordination begründeten ,Rechte durch 

Verzicht (§ 12 ·Absatz 1 a) erlöschen, 
c) er die Ehe ohne Ei11willigung der zuständigen Stel­

le mit einem nicht· einer christlichen Kirche ange­
hörenden Partner ge!Jchlossen hat (§· 39 Absatz 3), 

d in eim.im Verfahren der ~hrbeanstan'dung festge­
stellt wird, daß er nicht .mehr im Dienst der Ver~ 
kündigung ·d~$ Evangeliullls entsprechend der. ein­
gegangenen LehrverpftiChtung stehen kann, 

,e) er ohne Zustimmung der dafür zuständigen Stelle 
. seinen Dienst' aufgibt und erklär'~ oder zu erkennen 
g'ibt, daß er .. ni<fü bereit ist, diese11 wieder aufzu-
nehmen. · · · · · 

Zuständige Stelle gem. Abs. l e): Kirchenleitung 

(2) Mit dem Ausscheiden aus \dem Dienst v~rliert der 
Pfarrer die h1 der OrdinatioIJ. begründeten Rechte, sei­
ne Pfarrstelle, seh1e.n Anspruch. auf Dienstwohnung 
und alle weitet;en dienstrechtlichen :Ansprüche gegen 
die Kirche .• Fül.'. ausgeschiedene Pfarrer, die biS: zum 
Eintritt des Versorgungsfalles keinen anderen ver­
gleichbaren Versorgungsanspruch erlangt haben, wird 
in den versorgungsrechtlichen Bestimmungen die Zah­
lung v!)n Unterhaltsbeiträg'en geregelt. ' . . ~ - . ' 

(3) Bei ·einem. :Ausscheiden nach Absatz 1 c hat der 
Ptarrer Ansprueb auf eipe Unterh;t.ltsbelhilfe ·in Höhe 
des zum Zeitpunkt des Ausscheidens erlangten Ver-
sorgu1"gsanspt1idts; · · 

(4) Pas Ausscheiden wh;d durch die die~staufsichtfüh­
r,ende Stelle flliltgestent, sofern na«:b kirchlichem Redtt 
nicht. eine. andeJ\e Stelle. ~uständig ist~ Dill'. Pfarrer er­
hiilt über das4 .•. AU,sschei.den eine Urk~nde. unter Hin­
weis auf die· Rechtsfolgen. In der Urkunde ist der 
Zeitpunkt des :Ausscheidens festzustellen. 

§ 67 

E1dteroung aus dem Dienst 

Die Entfernung' .aus. dem Dienst ist durch das Diszipli-
narrecht geregelt; · 

Abschnitt VIII 

Be!!ondere·· Bestimmungen 

'§ 68 

Mitarbeiter im Pfarrdienst 

(1) Die Gliedkircfü~n könne.n. bestim~en, daß im Ein­
.zelfall 
a) andere Mitarbeiter im. Verkündigungsdienst mit 

längerer Berµtserfahrung . nach ent!J~~e.chender Zu-
rüstung, · · ' · 

b) besonders bewährte und persönlich geeignete Ge-
meindeglieder nach entsprechender Ausbildung 

zu Diensten in einer Pfarrstelle ·zugelassen werden. Die 
Zulassung setZt voraus, daß der Mitarbeiter oder das . 
Gemeindeglied 11ach den Bestimmungen nach § 6 und § 
7 für den Pfat·rdienst· geeignet, .ihm aber eine Ausbil~ 
dung nacl], § 8 aus besonderen Gründen nicht möglich 
ist. Das Nähere, insbesondere den Umfang fü~r Aufga­
ben, bestimmt das gliedkirchliche Recht; 
(2) Die Gliedkirchen können festlegen, daß Mitarbeiter 
oder Gemeindeglieder, die nach Absatz 1 zu Diensten 
in einer Pfarrstelle zugelassen worden sind u11d sich 
in ihnen beWährt haben, die Diensteignung zuerkannt 
erhalten uml ordiniert werden können. 
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(3) Für den Dienst der nach Absa.tz 2 Ordinierten· gel­
ten die Bestiinmungen dieses Gesetzes. 
hierzu § 6 PfdrDG Greifswald 

Für Entscheidungen nach § 68 des Pfarrerdienstgeset-
zes ist die Kirchenleitu'ng zuständig. . . · 

§ 69 

Dienstverhältnis bei . T~ilbeschäftigung 

(1) Im Ausnahmefall kann die :Zuständige Stelle ent­
scheiden, daß· ein Dienstverhältnis als · ·Teilbeschäfti-

' gungsverhältnis . beg1·ündet oder tottgesetzt wird, wenn 
es die Situation ·in ·der Gemeinde erlaubt. 
Zuständige Stelle gern. Aps; J: Kirchenleitung 

(2) .Ffü: . di.e Ordfnati~n ..• (le~· teilbeschättigte~ Pfarrer 
'gelten die Bestimmu,ngen ,dieses Kircheng.esetzes. 

., \ . ' ... ,,•, ·.· ' 

(3) Auf den Dienst finden die Bestimmungen dieses 
Kirchengesetzes sinngemäß Anwendu:qg. · 

(4) Die .BeeD.di~~ng ~(].er Xnderung des Dienstverhält­
nisses ·bei WegfaiI der·. Voraussetzungen für ·die Teilbe­
sch~~iJ~ng nam Absatz 1 wfrd' iliedkircltlich gerege~t. 

. Die· Beteiligten sind' zu hören. 
hierzu'§ 29.'P:fdriG EKU 

Teilbeschäftigungsverhältnisse' 

(1) Das Dienstverhältnis einer Pastorin, die an. der 
vollen Ausübung ihres Dienstes durch familiäre. Ver­
hi;Htnisse gehindert ist; kaqn ,ahf ihren Antrag und rriit 
Zustimmung des Gemeindekircherirats (Presbyterfüms) 
und .des Kreiskirchenrats als Teilbeschäftigungsverhält­
·nis begründet dder fortgesetzt werden. In besonders 
begründeten Fällen ist Satz 1 auch ·auf Pfarrer . an-
wendbar.· · · 

(2) Die Fortsetzung eines Dienstverhältnisses als Teil,.. 
beschäftigl1ngsverhältnis kann unter .den Vor.aussetzun­
gen de.s Absat~eil '1 auch vom Geme~Qdekirchenrat 
(Presbyterium) · oder dem Kreiskirchenrat beantragt 
werden. Die Maßnahme bedarf der vorherigen Zustim­
mung des Betroffenen. 

(3) Das Teilbeschäftigungsverhältnis kann zeitlich be­
fristet werden. Sein Umfang muß mindestens der Hälf: 
te eines vergleiChbaren vollen Dienstverhältnisses ent­
sprec,11en. 

§ 70 

Nebenberuflich.er uml ehrenamtlicher Pfarrdienst 

(1) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß im Aus­
nahmefall ·.der Dienst in einer Pfarrstelle nebenberuf­
lich oder ehrenamtli.ch ausgeübt wird, wenn der Um-
fang des Dienstes dies zuläßt. · 

(2) Voraussetzung für den nebenberuflichen oder eh­
r.enamtlichen Dienst in einer Pfarrstelle ist, daß de111 
den Dienst Ausübenden · die Diensteignung zuerkannt 
ist oder, daß er nach § 68 zum Dienst in einei: Pfarr-
stelle zugelassen·wird. · 

(3) . Für die Ordination 1der ;nebenberutlich oder ehren­
amtlich in einer Pfarrstelle Tätigen .gelten die Bestim­
mungen .. dieses Gesetzes, soweit nicht gliedkirchlicb et-
was anderes bestimmt ist. · · 

('W"Auf den Dienst der nach Absatz 3 ordiniertea. ne­
benberuflich oder ehrenamtlich Tätigen sind die Be­
stimmungen dieses Gesetzes sinngemäß aqzuwenden. 
hierzu§ 30 PfdrAG EKU 

Nebenberuflicher und ehrenamtlicher Pfarrdienst 
Im Ausnahmefall. ~ann auf Antrag des Gemeindekir­
chenrats (Presbyteriums) und des Kre'iskirchenrats eiJi,. 
Auftrag zur Verwaltung einer Pfarrstelle mit der Maa­
gabe erteilt werden, daß der Dienst nebenberuflich 

oder ehrenamtlich ausgeübt wird. Der Auftrag kann 
befristet erteilt werden. 
sowie §· 7 PfdrDG Greifswald 
Für Entscheidungen nach § 70 des Pfarrerdienstgeset­
zes ist die Kirchenleitung zuständig. 

Abscltnitt IX 

-Obergangs- und Scltlußbestimmungel) 

§ 71 

Inkrafttreten . 

(1) Dieses Kirch~ngesetz wird durclt die Konf.erenz der 
Evangelisdlen Kircltenleitttngen für den Bund der 
Evangelisclten . Kirchen in der De~tschen . Deniokrati­
sclten Republik und seine GJ.iecfkirchen in Kraft. ge­
setzt, sobald die gesetzlichen· Voraussetzungen d~für 
gesdlaffen worden sind und alle Gliedkirchen die In­
kraftsetzung beantragt haben. 

(2) Die Evangelische Kirdle der Union und die Ver­
einigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der Deut­
sclten Demokratischen Republik entscheiden über die 
-Obernahme .dieses Kirchengesetzes für ihren unmittel-
baren Bereiclt. ( 

§ 72. 

Überleitq.ngsbestimmungen 

(1) Dieses Kirchengesetz findet aUf alle im aktiven 
Dienst, im Wartestand oder im Ruhestand befindlichen 
Pfarrer Anwendung. Für Pfarrer, die nach § 79 des 
Pfarrergesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutheri­
schen Kirclte beurlaubt . oder nach § 22 Absatz 2 des 
Kirchengesetzes über die dienstrechtlichen Verhältnisse 
der Pfarrer· in der Evangelisclten . Kirche der Union in 
den W;irtestand versetzt worden sind,. gelten die Be­
stimmungen dieses Kirchengesetzes Über die Freistel~ 
Jung nach§ 32 dieses Kirchengesetzes. 

(2):·Pfarrer, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die­
ses Kirchengesetzes Kirchenbeamte. sind, können durch 
gliedkirchliche Bestimmungen in . eine für ihren Dienst­
bereich zu errichtende Pfarrstelle unter Wahrung ihres 
Besitzstandes überführt werden. · 

§ 73 

Ausführungsbestimmungen 

(1) Die erforderlichen Bestimmungen zur Ausführung 
dieses Kirchengesetzes treffen die Gliedkirchen, die 
Evangelische· Kirclte der Union oder die Vereinigte 
Evangelisclt-Lutherische Kirche in der Deutschen De-
mokratischen Republik. · 

(2) Auf . Anregung von mehrerep.. Gliedkirchen kann 
der BtJ.nd derj' Evangelischen . Kirch.en in der . Deutsclien 
Demokratischep. Republik. gemeinsame Ausführungsbe­
stimmungen mit Wirkung für die zustimmenden Kir­
chen treffen. 
dazu § 31 PfdrAG .EKU 

Gliedkirchliche Durchführungs- und Ergänzungsbestim­
muhgen 

(1) Die zur Durchführung dieses Kirchengesetzes erfor­
derlichen Bestimmungen erlassen die Gliedkirchen für , 
ihren Bereich. Die Gliedkirchen können die Bestim­
mungen dieses Kirchengesetzes ergänzen. 
(2) Di Gliedkirchen können bestimmen, daß die in die~ 
sem Kirchengesetz vorgesehenen B,ech.tsmittel anders 
geregelt werden, insbesondere an die Stelle des Ver­
waltungsrechtsweges andere Rechtsmittelmöglichkeiten· 
treten. 
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Pastorin im Angestelltenverhältnis 

§ 8 PfdrDG Gr:E,!ifswald 

Für eine:verheiratete Pastorin k!lnn die Begründung 
des Dienstverhältnisses aut: der Grundlage eines Ar­
beitsvertrages erfolgen. Sofern sich .. daraus keine Ab~ 
weichungen ergeben, .geiten die Bestimmungen des 
Pfarrerd.ienstgesetzes. 

§ 9 PfdrDG .Greitswald 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Beschlußfas­
sung in Kraft. 
(2) Die zur Durchführung dieses Kirchengesetzes erfor­
derlichen Anweis:ungeh ·~rläßt das: Konsistorium. 

(3) Gleich.zeitig treten •die 'diesem' Kii:chengesetz· entge-' ' 
gehsteheriden Bestimmungen .a,tißer• Kraft, insbesondere 
.:.:l.. da~ Kfrcherigef!etz' zur.• Ausführung des. kirchenge-

. ·setzes''vom .ü. Nov'en'iber ·t960 über dfo dienstrecht­
. 1ich.en·Verhältri~sse der .Pfarretin der Evärigelischen 

Ktiche der Union (Pfarrerdi~stgesetz) vom 30'. 'Ja-
nuar 1963 · ·' 

- das Kirchengesetz über das Amt der .Pastorin vom 
30, Januar 1963 

--"- die Vetbrdnurig · zur Ai.rsführuri'g und Überleitung 
des K1rChertgesetzes. üöer: ctas• Amt 'de;:;' Predigers in 
der Evangelischen Kirche .der Union vorn 7; April 
1960. . 

B. Hinweise auf staatliche Gesetze und 
. V ~ro;i;dn1,mge11 

C. Pe:rsoß'liJnadiJ:ichten 

D. Freie ·Stellenr ·. 

E. · W~i.tere }linweise 

Nr. 2) Luther-Akademie 1984 

. Wir möchten vorsorglich auf d~e ·diesjährige Tagung 
der Luther-Akademie aufmerksam m.achen. 
Die Tagung 'wfrd in der Zeit 'vom 13'. bis 18. Septem­

. ber 1984 iri · G~rnröde unter dem Thema 
„Ste~ben - Tod - Auferstehung" ·. 

stattfinden. Sobald weitere Jj:inzelheiten bekannt si!ld, 
werden .sie von uns veröffentlicht. 

Dr. Plath 

F .. Mitt~ilµ~gen für d~n 4irc}Jlidien Dienst 

Nr.3) Aufruf 
· . des ,qu~ta v:-Adolf-Wei'kes zu.µ• Allgemeinen 

t,(~~werk .1984 fiji;. di~ Jiett~ifätruktion des 
.!>(~I'*Kauses in Ribnitz/Mtickle~burg 

Das Gustav-Adolf-Werk bittet in jedem Jahr alle Ge­
meinden und Gemeindeglieder det. ev:angelischen Lan-

deskirchen . in der DDR um. die Beteiligung an einer 
besonderen Aufgabe, die als „Allgemeines Liebeswerk" 
dazu diEmt, kirchliches Leben. zu erhalten und zu för­
dern. 
Im Jahre 1984 ist das „Allgemeine Liebeswerk" ·für 

· die Rekonstruktion des Pfarrhauses in Ribnitz/Meck­
lenburg bestimmt. 
Ribnitz-Damgarten liegt al13 :Kreisstadt am Eingang 
zum Darß · und zum Fi~schland. Die Doppelstadt wird 
durch .die hindurch.fließende Reckni tz geteilt. R i b n i t z 
gehört zur. mecklenburgischen Landeskirche' .und Dam­
g11rten zur Evangelischen ·Landeskirche Greifswald.· 
Die lutherische Kirchgemeinde . in . •Ribnitz hat große 
Bausorgen, Seit .. 1968 · kai;;m die große Marienkirche 
nicht mehr bei;iutzt werden: Sclt .über zwei Jahren 
wiM aber nun . an der Kii-che ge:b~ut; nachcle~' sie in 
das Sonderbauprogramm des Bundes · derfEvangelischert 
Kirchen. in· der:L:lDR aufgenorilmen.•.wurde;, Inzw'ischen 
konnte die Turmhau.be mit. Kupfer•beschlagen.·werden, 
das Kirchenschiff hat ein .. neues Dach erhalten und die 
Außenmauern der Kirche wurden rest~uriert. · 
D~rch dle;:;e kostspieligen Arbeiten sind di~ bereitge­
stellten .finanziellen Mittel fast verbraucht .. Die Bau­
arbeiten aber. sind noch lange nicht aJ;>geschlÖssen. Ge­
genwärtig wird am Innenausbau der K;irche gearbeitet. 
Es soll dort in dem großen K,irchenschiff an der West­
seÜe. 'eine Winterkirche en.tst~aen, sowie Gemeinde­
tind- Unterrichtsräume. Auch der Einbau einer Gemein­
deküche und sani.tärer Eiri.richtungen ist vorgesehen. 
Damit aber sind noch nicht alle Bauaufgaben genannt, 
dte es in Ril:'>nitz in. näehster Zeit zu bewältigen gilt. 
Das zweihundeftjährige Pfarrhaus .;ist in ~einem sehr 
schlechten baulichen Zm:;tand. Auch hier wurde schon 
einiges getan. Das Dach wurde erneuert,. aber auch im 
Inneren wqrde das Haus so renoviert, daß zwei Pfarr­
wohnungen .. bezogen werden. konnten,. Nun müssen· die 
äußeren. Fachwerkwände verputzt.· werden. Die für die 
Rekonsfrukti9n d~s Pfarrhauses . veranschlagte Bau-: 
stimme beträgt 40 000,-· Mark. 
Hier will das Gustav-Adolf-Werk mit der Gabe des 
„Allgemeinen Liebeswerkes 1984" helfen . 
Wir bitten hiermit auch um Ihre Hilfe beim Mittragen 
der Lasten, die die Kirchengemeinde Ri):nlitz seit Jah-
ren zu tragen hat. · ' 
Ein F~rbbildstreifen zur „Gabe des Allgemeinen Lie­
beswerkes 1984" mit dem dazugehörigen Text kann bei 
deri H&uptgrtlppen des Gustav-Adolf;Werkes in den 
Larideskirch~n oder beim Gustav-Adolf-Werk in 
7031 Leipzig, Pistorisstraße 6, kostenlos ausgeliehen 
werden. 

Die Kollekten- und Spendenbeträge !Jittet das Gustav­
Adolf-Werk auf das Postscheckkonto :):,eipzig Nr. 8499-
96-3830 . oder auf das \Konto b~i .. der Stadtsparkasse 
Leif1;?:ig .Nr. 5602.:...37-.406 (Gµstav . ..;Adolf-Werk in der 
DDR) mit dem Vermerk „Allgemeines .. Liebeswerk" 
(Codierungszahl 249-31303) .zu überweis~n, sofern in 
den Hauptgrtippen bzw. Landeskirchen nicht andere 
Anordnungen für die .überweis'.ung von Kollekten be­
stehen. 
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